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Liebe Leserin, lieber Leser, 
 
als wir 2009 gestärkt durch Ihre Wahl mit neun Abge-
ordneten in den Sächsischen Landtag einzogen, war 
uns eines schnell klar: Leichter wird die Arbeit in der 
zweiten Wahlperiode für die Fraktion nicht werden.
Die Koalition von CDU und FDP parallel zur CDU/
CSU/FDP-Koalition in der Bundespolitik ließ wenig 
Offenheit für grüne Kernthemen wie Energiewende, 
Umwelt, Chancengleichheit in der Gesellschaft und 
Stärkung der Bürgerrechte vermuten.
Wir haben uns in dieser Situation für einen Weg 
entschieden, den wir als „KLAR, KRITISCH und KONST-
RUKTIV“ beschreiben.
Wir sind KLAR in unseren Zielen. Es muss eine Ver-
änderung im Denken, Wirtschaften und Organisieren 
geben – auch in Sachsen. Das Umdenken in Richtung 
Nachhaltigkeit, der Abschied von einer unkritischen 
Wachstumsgläubigkeit fällt schwer. Aber wenn wir 
nicht damit beginnen, ist der Problemberg für künf-
tige Generationen so hoch, dass er schwer zu bezwin-
gen sein wird. Damit Kinder und Jugendliche für die 
Zukunft bestmöglich gewappnet sind, müssen wir 
mehr für eine hohe Qualität von Betreuung und Bil-
dung in Sachsen tun – auch wenn das sehr teuer wird.
Wir sind KRITISCH, wenn es darum geht, dass den 
Bürgerinnen und Bürgern ein X für ein U vorgemacht 
werden soll. Zum Beispiel, wenn ein sächsisches Na-
tionalmuseum vorgeschlagen, die Mittel- zur Ober-
schule umetikettiert wird oder mehr Staatssekretäre 
eingestellt werden, damit diese mehr Zeit haben, Er-
öffnungs-Bändchen durchzuschneiden. Wenn Polizei 
und Verfassungsschutz bei der Verfolgung von Nazi-
Terror versagen und eine Polizeireform auf den Weg 
gebracht wird, die nur verdecken soll, dass es nicht 
mehr genügend Polizistinnen und Polizisten im Land 
gibt. Wir machen auf die Probleme bei und durch die 
industrielle Tierhaltung aufmerksam und schweigen 
nicht, wenn der Umgang mit dem Müll in Sachsen 
mancherorts zum Himmel stinkt. Wir halten es für 
falsch, in der Sozialpolitik nur das Nötigste zu machen 
und kritisieren die zu geringen beruflichen Chancen 
für junge Frauen in Sachsen. 
Wir sind KONSTRUKTIV, wenn es um Sachsens 
Zukunft geht. Wir meckern nicht nur, sondern legen 
Konzepte vor, wie es besser gehen kann. Sei es zum 
Ausbau der erneuerbaren Energien, womit neue 
Braunkohletagebaue und damit der Verlust von Hei-
mat für mehr als 1.600 Menschen in Sachsen verhin-
dert werden könnte. Sei es für ein bürgerfreundliches 
Bahnnetz oder bei der Schaffung von naturnahen 
Überflutungsflächen für den Hochwasserschutz. 
Wenn es um die richtige Zielstellung geht, sind wir 
kompromissfähig, wie bei der Einführung der Schul-
denbremse.
Doch unsere Konstruktivität stößt auf wenig Ge-
genliebe. Obwohl die Staatsregierung etwa bei der 
Personalsituation der Lehrerinnen und Lehrer gera-
de die Quittung für ihre jahrelange ignorante Politik 
bekommt, führt sie ihre Politik des „Augen-zu-und-
durch“ einfach weiter fort. Weil sich die CDU nicht um 
ein tragfähiges Personalkonzept bemüht, werden fast 
alle Bereiche der Landesverwaltung über kurz oder 
lang mit Personalengpässen zu kämpfen haben.
Wenn es zu wenig Personal in Kita, Schule und 
Polizei, bei Justiz, Denkmalschutz, Umweltverwaltung 
und an vielen anderen Stellen gibt, hat das Auswir-
kungen auf unser aller Zusammenleben. Denn dann 
siegt die Ellenbogenmentalität, der Stärkste setzt sich 
durch und nicht das, was gut für das Gemeinwohl ist. 
Letztlich stoßen wir immer wieder auf den gleichen 
Befund: In der sächsischen Politik fehlt Bewegung. 
CDU und FDP haben sich seit 2009 zur „Formation 
Schildkröte“ zusammengeschlossen. Was zu Zeiten 
Cäsars eine erfolgreiche militärische Aufstellung 
war, ist heute ein historisches Ungetüm. Nach allen 
Seiten abgeschirmt, schützen sich CDU und FDP vor 
jeglichen äußeren Einflüssen. Das kann eine Zeit lang 
gut gehen, doch irgendwann ist der Druck so groß, 
dass der folgende Knall alles auf einmal auf den Kopf 
stellt. Bewegung in Richtung Zukunft, die so viele 
Bürgerinnen und Bürger wie möglich mitnimmt, 
sieht anders aus. 
Wir leben im 21. Jahrhundert, in der die Bürgerge-
sellschaft zivilisatorischer Standard sein sollte. Doch 
CDU und FDP in Sachsen bleiben lieber unter sich: 
Ausschusssitzungen im Sächsischen Landtag sind 
noch immer nicht öffentlich. Anträge und Ideen der 
Opposition werden abgelehnt, ohne den Inhalt näher 
zu prüfen. Die Hürde für Volksbegehren liegt seit 20 
Jahren auf gleicher Höhe und steigt damit wegen der 
abnehmender Bevölkerung von Jahr zu Jahr.
Diese Politik, die über die Sorgen vieler Bürgerin-
nen und Bürger hinweggeht und die Probleme weg-
lächelt, braucht eine Alternative.
Ich lade Sie dazu ein, sich auf den nächsten Seiten 
anzuschauen, ob Sie in der Arbeit der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN diese Alternative finden. Das wür-
de mich freuen. Wenn sie Fragen oder Anregungen zu 
unserer Arbeit haben, nur zu! 
Wir freuen uns über Ihre Zuschriften.
 
Viel Spaß bei der Lektüre
Ihre 
Antje Hermenau
Fraktionsvorsitzende
Antje Hermenau
Fraktionsvorsitzende
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Bei dem Doppelhaushalt 2013/2014 han-
delt es sich nicht allein um einen Wohlfühl-
haushalt zur Wahlvorbereitung. Vielmehr ist die 
Koalition krampfhaft versucht, politische Versäumnisse 
der vergangenen Jahre aufzuarbeiten. So wird endlich 
mehr in Lehrkräfte, in die Lehrerausbildung und in den 
Schulhausbau investiert. Auch die Hochschulen, die 
Kommunen und der Sport erhalten wieder mehr Geld. 
Trotz aller Mehrausgaben bleibt die Handschrift von 
CDU und FDP aber klar erkennbar. Viel Geld wird in den 
Straßenbau hineingepumpt, während die schon 2010 
zusammengekürzten Sozialmaßnahmen mit minima-
len Erhöhungen auf Sparflamme gehalten werden.
Ziel der Landtagsfraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
bei den Beratungen zum Doppelhaushalt 2013/2014 
war ein ökologischeres, innovativeres und sozialeres 
Sachsen, mit Schwerpunkten in der Mittelstands-, 
Bildungs- und Wissenschaftsförderung. Dazu haben 
wir Anträge im Volumen von rund 600 Millionen Euro 
gestellt, um beispielsweise den naturnahen Hochwas-
serschutz, die Kulturräume, die Hochschulgrundfinan-
zierung, den ÖPNV und die frühkindliche sowie die 
schulische Bildung zu stärken.
Gedeckt wurden die Vorschläge für die Mehrausga-
ben durch Umschichtungen, beispielsweise aus dem 
Straßenbau. Außerdem haben wir vorgeschlagen, die 
Grunderwerbsteuer auf das Niveau der anderen deut-
schen Bundesländer, d.h. auf fünf Prozent, zu erhöhen.
Sachsens mittelfristige Finanzpolitik
Sachsens Finanz- und Haushaltspolitik gilt als solide. Die 
Verschuldungswerte der Kommunen und des Freistaats 
sind im bundesweiten Vergleich außerordentlich gering. 
Ausgaben des Freistaates Sachsen nach Einzelplänen 
Soll 2013 in Höhe von 16,337 Millionen Euro
Staatsministerium für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr
1.575 Mio. EUR
Staatsministerium für Soziales und 
Verbraucherschutz
820 Mio. EUR
Staatsministerium für  
Umwelt und Landschaft
676 Mio. EUR
Staatsministrium 
für Kultus
2.830 Mio. EUR
Staatsministerium 
der Finanzen
484 Mio. EUR
Staatsministerium 
des Innern
1.643 Mio. EUR
Staatskanzlei
32 Mio. EU
Landtag
52 Mio. EUR
 Allgemeine Finanzverwaltung  
(einschl. Kommunaler Finanzausgleich)
4.900 Mio. EUR
Rechnungshof
20 Mio. EUR
Staatsministerium für 
Wissenschaft und Kunst
1.915 Mio. EUR
Staatl. Hochbau- und  
Liegenschaftsverwaltung
611 Mio. EUR
Staatsministerium der 
Justiz und für Europa
780 Mio. EUR
Für die Zukunftsfähigkeit des Landes will die GRÜNE-Landtagsfraktion mehr Geld für Um-
welt- und Klimaschutz sowie Bildungs- und Entwicklungschancen von Kindern einsetzen. 
Der Landeshaushalt muss für Bürgerinnen und Bürger lesbar und transparent werden.
Antje Hermenau
Fraktionsvorsitzende
Haushaltspolitische 
Sprecherin
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Selbst wenn man die Bürgschaft für die Pleite der 
Sächsischen Landesbank in Höhe von 2,75 Milliarden 
Euro einrechnet, bleibt die Pro-Kopf-Verschuldung im 
Freistaat mit rund 2.800 Euro je Einwohner vergleichs-
weise niedrig.
Einen wichtigen Beitrag zur finanziellen Ab-
sicherung leistet der Fonds für zukünftige Pen-
sionsverpflichtungen. Ein wertvoller Beitrag für 
verlässliche Staatsfinanzen ist die Rücklage zum Aus-
gleich von Einnahmeschwankungen der Kommunen, 
das so genannte Vorsorgevermögen. 
Wagt man jedoch einen Blick hinter die polierte 
Finanzfassade wird schnell klar, dass sich die der-
zeitige CDU/FDP-Regierung auf den Erfolgen ihrer 
Vorgänger ausruht. Die auf Sachsen zukommenden 
finanzpolitischen Herausforderungen werden derzeit 
nur halbherzig angegangen. 
Das Vermögen und die Verpflichtungen 
Sachsens transparent bilanzieren
Schönrechnerei hilft nicht weiter
Die bisherige Schönrechnerei der Staatsregierung 
hilft nicht weiter. Damit die finanzielle Ausgangslage 
transparenter wird, muss es dringend Verbesserun-
gen in der sächsischen Vermögensrechnung geben. 
Alle langfristigen Zahlungsverpflichtungen des Frei-
staats sind vom Bruttovermögen abzuziehen, dies for-
dert auch der Sächsische Rechnungshof.
Wie die kommunalen Haushalte auch muss der 
Landeshaushalt auf die so genannte Doppik (Doppel-
te Buchführung in Konten) umgestellt werden. Damit 
wird beispielsweise der jährliche Vermögensverzehr 
transparent ausgewiesen. Erst auf dieser Grundlage 
kann eine solide Finanzpolitik betrieben werden.
Den Staatshaushalt transparent gestalten
Die weitreichenden politischen Befugnisse, die die 
Finanzminister in der Aufbauphase des Landes Sach-
sen in den frühen 90er Jahren hatten, lassen sich nicht 
mehr rechtfertigen. Die Budgethoheit muss endlich 
wirklich beim Landtag liegen. Die GRÜNE-Landtags-
fraktion setzt sich dafür ein, dass die weitgehenden 
Ermächtigungen des Finanzministers auf ein Nor-
malmaß zurückgeführt werden. Zusätzlich muss der 
Haushalt so lesbar und transparent werden, wie es der 
Landesrechnungshof immer wieder anmahnt.
Problem: Altersstruktur der Staatsverwaltung
In der gesamten Staatsverwaltung fehlt es an einer 
guten Durchmischung der Altersjahrgänge. Viele 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gehören gleichen 
Geburtsjahrgängen an. Ab 2020 werden deutlich 
mehr Angestellte in den Ruhestand gehen, als Fach-
kräfte für Neueinstellungen verfügbar sind. Wie kri-
tisch die Lage ist, wurde schon bei den Lehrkräften 
und Polizeibediensteten deutlich. 
Da der Staatsregierung ein tragfähiges Konzept 
zur mittelfristigen Personalbewirtschaftung fehlt, 
sind die soliden Finanzen und die Leistungsfähigkeit 
Sachsens in Gefahr. Die GRÜNE-Landtagsfraktion wird 
nicht nachlassen, die Staatsregierung in dieser Frage 
zum Handeln zu drängen.
Verlässlichkeit durch flexible  
Schuldenbremse
Der Verzicht auf neue Schulden ist ein Gebot der Ver-
nunft. Bei einem absoluten Schuldenverbot droht der 
Staat in Extremsituationen jedoch handlungsunfähig 
zu werden. Deswegen warb die GRÜNE-Landtags-
fraktion für eine Schuldenbremse nach dem Vorbild 
der Schweiz. Steuerschwankungen, die aufgrund von 
Konjunkturproblemen auftreten, sollen nach diesem 
Modell ausgeglichen werden. Durch eine so genannte 
Konjunkturreserve sowie einem nachgelagerten Kon-
junkturkredit muss der Staat in einer Krise nicht sämt-
liche Haushaltsposten zusammenstreichen, sondern 
kann sie weiter finanzieren. Sobald es wieder besser 
läuft, müssen Konjunkturkredit und Konjunkturreser-
ve wieder aufgefüllt werden. Steigen die Steuerein-
nahmen noch stärker, kann der Staat sogar Geld für 
Investitionen zurücklegen. 
In den Verhandlungen mit allen demokratischen 
Fraktionen über die Modernisierung der Schulden-
regel in der Sächsischen Landesverfassung konnte die 
GRÜNE-Landtagsfraktion eine Schuldenbremse (mit 
Konjunkturkomponente) gegen das von CDU und FDP 
favorisierte absolute Schuldenverbot durchsetzen.
www.gruene-fraktion-sachsen.de/6f5c27dd.l
PARLAMENTARISCHE  
INITIATIVEN
•	 Antrag „Sachsen LB-Pleite: ... – 
Verantwortliche in Regress  
nehmen“ (Drs. 5/296)
•	 Antrag „ Kürzungen im 
Jugend- und Sozialbereich 
aussetzen – ...“ (Drs. 5/1520)
•	 Antrag „Sachsen LB-Pleite – 
Verantwortliche ... verklagen!“  
(Drs. 5/4656)
•	 Antrag „Steuermehreinnah-
men für ... Zukunftsinvestiti-
onen verwenden“ (Drs 5/5805)
•	 Antrag „Kommunalfinanzen 
neu ordnen“ (Drs. 5/6008)
•	 Antrag „Geschlechtergerechte 
Verwendung von Haushalts-
mitteln – ...“ (Drs. 5/8380)
Sachsen tritt auf  
die Schuldenbremse
(Stand: September 2012)
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Innovation – der Schlüssel zum Erfolg
Für die sächsische Wirtschaft ist Forschung und Ent-
wicklung sowie Technologie- und Innovationstrans-
fer der entscheidende Schlüssel zum Erfolg. Die GRÜ-
NE-Landtagsfraktion will die Zahl der forschenden 
Unternehmen von derzeit 950 auf 1.900 verdoppeln, 
indem insbesondere Bestandsunternehmen geför-
dert und entwickelt werden. Die Höhe der Zuwen-
dungen soll dabei künftig auch von der Erfüllung von 
Einsparzielen bzw. konkreten Umweltqualitätszielen 
abhängen.
Statt der Förderung weniger einzelbetrieblicher 
Maßnahmen oder von Einzelprodukten schlägt die 
GRÜNE-Landtagsfraktion eine Förderung entlang 
von Wertschöpfungsketten vor. Gerade in Sachsen, 
vor allem im Hightech-Bereich, gilt die Förderung 
von Clustern, z. B. den Sächsischen Verbundinitiati-
ven. Für deren Weiterentwicklung schlagen wir einen 
Haushaltsansatz von 2,4 Millionen Euro vor. Das Geld 
sollte der Anteilsfinanzierung des Managements 
der Verbundinitiativen dienen. CDU und FDP wollen 
diese wichtigen Instrumente sächsischer Wirtschafts-
politik jedoch sich selbst überlassen.
Wir setzen auf Regionalbudgets, denn sie sind ge-
eignet, regionale Innovationspotenziale zu fördern, 
regionale Kooperationen zu stärken und Wachstums-
prozesse anzuregen. Die Förderprioritäten sollen 
auf regionaler Ebene selbst bestimmt werden: das 
verbessert ihre Zielgenauigkeit. Kurze Entschei-
dungswege und Vorgänge, die transparent und 
nachvollziehbar sind, schaffen Vertrauen und ani-
mieren weitere Akteure dazu, die Möglichkeiten von 
Regionalbudgets und -fonds zur Verwirklichung ihrer 
Ideen zu nutzen.
Durch eine Modernisierung der Technologietransfer-
Förderung sollen künftig sächsische Unternehmen 
mit Hochschulen und Forschungseinrichtungen bes-
ser vernetzt werden.
Eine sächsische Patentinitiative soll Unternehmen und 
Einzelerfindern bei der Sicherung ihrer Schutzrechte 
nach dem Vorbild der Patentallianz in Bayern helfen.
Handwerk hat „grünen Boden“!
Stärkung und Ausbau regionaler Wirtschaftskreis-
läufe und deren Vernetzung untereinander helfen 
sächsischen Handwerks- und Dienstleistungsunter-
nehmen insbesondere in strukturschwachen ländli-
chen Regionen. Wir wollen Förderinstrumente direkt 
für das Handwerk bzw. die Öffnung bereits vorhan-
dener Programme für Handwerksbetriebe. Vor allem 
kleinvolumige Projekte, die leicht zu beantragen sind 
und schnell bewilligt werden, helfen dem Handwerk, 
innovative Vorhaben umzusetzen. Das schafft neue 
Arbeitsplätze im regionalen Handwerk aber auch 
bei regionalen Dienstleistern. Kurze Transport- und 
Arbeitswege schonen darüber hinaus die Umwelt.
Rohstoffverbrauch –  
können wir uns das noch leisten?
Die GRÜNE-Landtagsfraktion will die sächsische Wirt-
schaft zur Kreislaufführung von Material und Energie 
befähigen. Denn Rohstoffe sind endlich und werden 
immer teurer. Darum ist die sächsische Bergbau- und 
Rohstoffstrategie so weiter zu entwickeln, dass mit ihr 
die Planung von Abbau, Aufbereitung, Verbrauch und 
Entsorgung bzw. Wiedergewinnung möglich wird.
Alle investiven Förderprogramme sollen generell 
auf Energie- und Ressourceneinsparung ausgerichtet 
werden. Sekundärrohstoffe müssen identifiziert, rück-
gewonnen, aufbereitet und dem Wirtschaftskreislauf 
zugeführt werden (Urban Mining). Abfallmengen sind 
zu reduzieren. Die Verantwortung für die Wiederverwer-
tung und Entsorgung von Produkten ist auf Hersteller 
und Händler zu übertragen. Wir wollen eine dezentrale 
Wärmeversorgung und Wärmerecycling in der Industrie.
Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Sächsischen Landtag steht für eine Politik, 
die auf Innovation setzt und Sachsens Wirtschaft auf dem Weg ins postfossile und  
Ressourcen schonende Zeitalter führen will.
Miro Jennerjahn
Arbeitsmarktpolitischer 
Sprecher
Michael J. Weichert
Wirtschaftspolitischer 
Sprecher
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Lebenszykluskostenbetrachtung –  
nicht so billig wie möglich!
Mit einem neuen Vergabegesetz will die GRÜNE-Land-
tagsfraktion erreichen, dass künftig auch soziale und 
ökologische Kriterien bei Vergaben und Anschaffungen 
der öffentlichen Hand berücksichtigt werden. Voraus-
sichtliche Betriebskosten, der Energieverbrauch, etwai-
ge Entsorgungs-, Transport- und externe Umweltkosten 
sollen künftig bei Ausschreibungen beachtet werden; 
wir wollen eine Lebenszykluskostenbetrachtung!
Erdöl ist überall – doch wie lange noch?
„Peak Oil“, also der Zeitpunkt, zu dem mehr Erdöl be-
nötigt wird als gefördert werden kann, ist kein Hirnge-
spinst, sondern früher oder später eine reale Heraus-
forderung. Was dies für Sachsen bedeutet, hinterfragte 
die GRÜNE-Landtagsfraktion mit ihrer Studie „Peak Oil 
– Herausforderung für Sachsen“ (10/2011). Kurz-Fazit: 
Mit dem Förderhöhepunkt von Erdöl ist ein gravieren-
der Strukturwandel von Gesellschaft und Wirtschaft 
verbunden. Deshalb müssen wir bereits jetzt die 
Weichen für den Weg ins postfossile Zeitalter stellen. 
www.gruene-fraktion-sachsen.de/4f232f80.l
Die GRÜNE-Landtagsfraktion fordert daher die Er-
fassung und Auswertung aller Daten, die mit Einkauf, 
Verarbeitung und Verbrauch von Erdöl sowie erdölba-
sierten Produkten und Prozessen zu tun haben. Das 
Thema „Peak Oil“ muss an Hochschulen, Forschungs- 
und Bildungseinrichtungen zur Querschnittsaufgabe 
werden. Bei zukünftigen Verkehrsprognosen wird mit 
Preismodellen gearbeitet, die eine deutliche Erdöl-
preissteigerung einkalkulieren und die Auswirkun-
gen auf die Verkehrsplanung berücksichtigen. Bei 
Entscheidungen zu Investitionen wird der „Stress Test 
Peak Oil“ eingeführt. Die Frage lautet: Ist die Investition 
nachhaltig, wirtschaftlich sinnvoll und machbar, wenn 
der Ölpreis entsprechend den Prognosen steigt?
Gerechte Arbeitsmarktpolitik –  
davon profitieren alle
Junge und gut ausgebildete Fachkräfte wandern ab, 
altersbedingt scheiden mehr Menschen aus, als von 
jungen ersetzt werden könnten – der sächsische Ar-
beitsmarkt verändert sich. Restriktionen für Auslän-
derinnen und Ausländer tun ihr Übriges. Auch wenn 
Sachsen nicht vor einem allgemeinen Fachkräfteman-
gel steht, wird es in einzelnen Branchen erhebliche 
Bedarfe geben. 
www.gruene-fraktion-sachsen.de/6b22e515.l
Leider verschläft die CDU/FDP-Regierung und al-
len voran Wirtschaftsminister Sven Morlok (FDP) diese 
Entwicklung. Trotz höheren Bedarfs wurden die Gel-
der für „Maßnahmen der Fachkräftesicherung“ in den 
Jahren 2013/14 auf knapp 890.000 Euro gesenkt. Die 
GRÜNE-Landtagsfraktion hatte sich dafür eingesetzt, 
dass jährlich 1,2 Millionen Euro zur Verfügung stehen. 
Vergeblich.
Weiterbildung gesetzlich sichern –  
vor psychischen Erkrankungen schützen
Nach wie vor ist Sachsen eines von nur drei Bundes-
ländern, die kein Bildungsfreistellungsgesetz und so-
mit keinen gesetzlich garantierten Anspruch auf be-
zahlte Freistellung für Weiterbildung haben. In einem 
Gesetzentwurf der GRÜNEN-Landtagsfraktion wurde 
ein Anspruch auf zehn Tage bezahlter beruflicher, 
politischer und allgemeiner Weiterbildung innerhalb 
von zwei Jahren vorgeschlagen. Um der kleinteiligen 
Unternehmensstruktur in Sachsen gerecht zu werden, 
sieht der Gesetzentwurf eine Ausgleichszahlung für 
Unternehmen mit bis zu neun Angestellten vor. Mit 
lediglich rund 300.000 Euro jährlich ließe sich dieses 
Gesetz umsetzen.
Die GRÜNE-Fraktion will sich auch dem Gesund-
heitsschutz am Arbeitsplatz stärker annehmen. Insbe-
sondere psychische Erkrankungen sind seit Jahren auf 
dem Vormarsch und eine der häufigsten Ursachen für 
Frühverrentungen. Deshalb setzen wir uns für einen 
Aktionsplan „Stressfreie Arbeit“ ein. Die Staatsregie-
rung ist gefordert, in den Ministerien, Landesbehörden 
und nachgelagerten Institutionen mit gutem Beispiel 
voranzugehen und präventive Maßnahmen zu entwi-
ckeln, die vor psychischen Erkrankungen schützen.
PARLAMENTARISCHE  
INITIATIVEN
•	 „Sächsisches Bildungsfreistel-
lungsgesetz“ (Drs. 5/6323)
•	 „Sächsisches Vergabegesetz“  
(Drs. 5/9002)
•	 Große Anfrage „Arbeit und  
Arbeitsmarktpolitik in Sachsen“ 
(Drs. 5/6325)
•	 Antrag „Verbundinitiativen als 
Instrument aktiver Wirtschafts-
politik nutzen“ (Drs. 5/9580)
•	 Antrag „Gesunde Arbeit – Akti-
onsplan ‚Stressfrei arbeiten ...‘ 
voranbringen“ (Drs. 5/11382)
•	 Antrag „Für mehr angewandte 
Forschung...: Externe gemein-
nützige Industrieforschungs-
einrichtungen fördern“  
(Drs. 5/12128)
Chancen und Fairness – GRÜNE 
Arbeitsmarktpolitik für Sachsen
(Konzeptpapier, Stand: August 2011)
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Heißere Sommer, wärmere Winter und Trockenpha-
sen im Frühjahr haben erhebliche Auswirkungen auf 
Land und Forstwirtschaft, Städtebau, Naturschutz 
und Gesundheit der Menschen. Der Freistaat gehört 
gleichzeitig mit einem jährlichen Ausstoß von 60 
Millionen Tonnen Kohlendioxid (CO2), das entspricht 
einem Pro-Kopf-Anteil von 14 Tonnen, zu den Bun-
desländern mit den höchsten Treibhausgasemissi-
onen. Im Jahr 2011 hat die Staatsregierung den Ent-
wurf eines Energie- und Klimaprogramms vorgelegt: 
Sachsen will sich demnach an den internationalen 
Klimaschutzzielen orientieren und die Treibhausgas-
emissionen bis zum Jahr 2050 um 80 bis 95 Prozent 
im Vergleich zu 1990 reduzieren. Bei 90 Prozent Ver-
minderung dürfte Deutschland 2050 noch etwa 100 
Million Tonnen Treibhausgase emittieren, auf Sach-
sen entfielen anteilsmäßig ca. vier bis fünf Millionen 
Tonnen CO2 – also eine Tonne pro Kopf und weniger 
als ein Zehntel der heutigen Emissionen. Obwohl die 
Braunkohleverstromung in Großkraftwerken wie Box-
berg, Lippendorf und Chemnitz weit über die Hälfte 
oder ca. 33 Millionen Tonnen der sächsischen Treib-
hausgasemissionen verursachen, will die regierende 
CDU/FDP-Koalition an dieser klimaschädlichen Form 
der Stromerzeugung festhalten. 
Für ein sächsisches Klimaschutzgesetz
Damit das Ziel der Senkung der Treibhausgasemissi-
onen bis zum Jahr 2050 erreicht wird, muss sich Sach-
sen nach Meinung der Landtagsfraktion BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN nach dem Vorbild von Nordrhein-
Westfalen und Baden-Württemberg ein Klimaschutz-
gesetz geben. Darin wird die vollständige Umstellung 
der Energieversorgung auf erneuerbare Energien im 
Strom-, Wärme- und Kraftstoffbereich festgelegt. Im 
Landesplanungsgesetz müssen feste Emissionszie-
le sowie das Ende des Braunkohletagebaus und der 
Kohleverstromung geregelt werden. Im Landesent-
wicklungsplan sollten sich die Rahmenbedingungen 
für einen landschafts- und naturverträglichen Ausbau 
der Windenergie finden. In einem unter öffentlicher 
Beteiligung erarbeiteten Klimaschutzplan würden 
Teilziele und die Etappenschritte bis zu den Jahren 
2020 und 2030 festgelegt.
Mit Hilfe des Klimaschutzgesetzes werden zudem 
die Subventionen zugunsten der Braunkohle, wie 
die Befreiung von der Feldes- und Förderabgabe 
(Bergrecht) und vom Wasserentnahmeentgelt ab-
geschafft. Der Abbau von Braunkohle sollte künftig 
mit einer Förderabgabe von einem Euro pro Tonne 
belegt werden.
Braunkohleausstieg bis 2030 
Der Ausstieg aus der Braunkohle würde die Treibhaus-
gasemissionen in Sachsen um gut 60 Prozent auf ca. 
sechs Tonnen CO2 pro Kopf vermindern. Sowohl im 
Klimaschutz- als auch im Landesplanungsgesetz muss 
die Erschließung neuer Braunkohletagebaue verbo-
ten werden. Denn der Aufschluss von Tagebauen ist 
mit Blick auf die Vertreibung der Anwohnerschaft, 
Zerstörung von Dörfern, Landschaften und des Na-
turhaushalts und nicht zuletzt den zur Verfügung 
stehenden Alternativen der Energieversorgung nicht 
mehr vertretbar. Außerdem verursacht er enorme öko-
nomische und ökologische Zusatzkosten. Es wäre nur 
fair, diese endlich von Vattenfall und Mibrag bezahlen 
zu lassen, anstatt sie auf die Gesellschaft abzuwälzen. 
Die Staatsregierung soll sich zudem auf Bundes- 
und europäischer Ebene für eine stärkere Absenkung 
der Emissionsobergrenzen (caps) einsetzen, um den 
Emissionshandel zu einem marktwirtschaftlich wirk-
samen Instrument zu entwickeln.
www.gruene-fraktion-sachsen.de/4c284f9f.l
Energiesystem als Verbund
Nur wenn das Energiesystem als Verbund betrachtet 
wird, können Aussagen zum Umfang des Netzum-
Der Klimawandel hat in Sachsen von 1961 bis 2005 zu einem Anstieg der mittleren 
Jahrestemperatur um 0,7 Grad Celsius geführt.
Johannes Lichdi
Klima- und Energie-
politischer Sprecher
ERNEUERbARE ENERGIEN 
UND KLIMASCHUTZ
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baus sowie Größe und Eigenschaften von Speichern 
gemacht werden. Wir wollen den Mix aus erneuer-
baren Energien im Strombereich. Wind- und Son-
nenstrom ergänzen sich bei ihren Einspeisezeiten 
weitestgehend. In Simulationen wurde errechnet, 
dass ein Mix aus einem Viertel Sonnenstrom und drei 
Viertel Windstrom das Optimum wären. So könnten 
rund 70 Prozent des erzeugten Stromes unmittelbar 
genutzt und nur etwa 30 Prozent müssten gespei-
chert werden. „Power to Gas“ heißt die derzeit viel-
versprechendste Technologie zur Speicherung. Hier-
bei wird in Zeiten einer den Bedarf übersteigenden 
Produktion aus CO2 und Wasser Methangas (synthe-
tisches Erdgas) hergestellt. 
Mit einer entsprechenden Zahl von dezentralen 
„Power to Gas“-Anlagen könnte in Verbindung mit 
vorhandenen bzw. zu bauenden gasbetriebenen 
Strom- und Heizkraftwerken der Stadtwerke ein großer 
Teil des viel diskutierten und teuren Netzausbaus 
vermieden werden und die Versorgungssicherheit 
wäre gewährleistet.
100 Prozent erneuerbarer Strom bis 2030
Ende 2012 betrug der bundesweite Anteil von Strom 
aus erneuerbaren Energien bereits 27 Prozent, in 
Sachsen waren es mehr als 20 Prozent. Mit der „GRÜ-
NEN Ausbaustudie“ aus dem Jahr 2008 haben wir 
nachgewiesen, dass der Anteil von Wind, Sonne und 
Biomasse im Jahr 2020 schon Dreiviertel des sächsi-
schen Strombedarfs abdecken kann. Dabei hätte die 
Windenergie den größten Anteil: Unter Nutzung von 
zwei Prozent der Landesfläche ließe sich die Hälfte 
des heutigen Strombedarfs abdecken. 
Doch die CDU/FDP-Koalition bleibt nicht nur weit 
hinter den Möglichkeiten beim Ausbau der erneuer-
baren Energien zurück, die Tillich-Regierung blockiert 
sogar den Kurs der eigenen Kanzlerin. Die Ausbauzie-
le wurden von 33 auf 28 Prozent gesenkt und dazu 
vom Jahr 2020 auf 2025 gestreckt. 
In den nächsten zwölf Jahren sollen in Sachsen 
nur noch 20 neue Windenergieanlagen gebaut wer-
den. Mit der Erneuerung alter Anlagen plant der FDP-
Wirtschaftsminister nicht wie überall auf der Welt eine 
Leistungssteigerung, er will dies zum Anlagenrückbau 
nutzen. Diese verantwortungslose Politik braucht den 
Widerstand der Bürgerinnen und Bürger.
www.gruene-fraktion-sachsen.de/a2e52b07.l
Klimaneutraler Wohnungsbestand bis 2050
Um die Klimaschutzziele zu erreichen, müssen im 
sächsischen Wohnungsbestand zudem Wärme- und 
Energieverbrauch drastisch reduziert werden. Inves-
titionen in diesem Bereich sind nicht nur ökologisch 
notwendig, sondern in Zeiten steigender Energieprei-
se und endlicher fossiler Energiereserven ökonomisch 
sinnvoll. Die Quote der energetischen Sanierung des 
Altbaubestands muss von jährlich derzeit etwa einem 
auf drei Prozent erhöht werden. Darum hat die GRÜNE- 
andtagsfraktion ein Investitionsprogramm dazu vor-
gelegt. Mit einer Förderung von 50 Millionen Euro 
jährlich können binnen zehn Jahren knapp 300.000 
Wohnungen bzw. 25 Prozent des Mietwohnungs- 
bestands in Sachsen energetisch saniert werden. Die 
Kredite aus dem bestehenden KfW-CO2-Gebäudesa-
nierungsprogramm des Bundes werden in Sachsen lei-
der selten genutzt. Denn die finanzielle Situation vieler 
Hausbesitzer und Wohnungsgesellschaften lässt die 
Aufnahme von weiteren Krediten nicht zu. Wir schla-
gen daher vor, die existierenden Kreditangebote mit 
einem sächsischen Zuschussprogramm zu ergänzen.
Um den Wärmebereich mit 100 Prozent erneuer-
baren Energien zu versorgen, wäre der Einsatz von 
Solarthermie mit Hausspeichern, ergänzt durch Bio-
masseheizanlagen der Schlüssel zum Erfolg. 
Gegen Stromarmut: Vorkassezähler  
helfen weiter 
Gegen die steigende Zahl von Stromsperren in Sach-
sen muss die Politik nach Meinung der GRÜNEN-
Fraktion vorgehen. Die Sperren lösen keine Probleme, 
sondern verschärfen sie. Mit Vorkassezählern, die wie 
Prepaid-Handys funktionieren, kommen die Kundin-
nen und Kunden zu Strom. Kostentransparenz und 
Kostenbewusstsein steigen. Und die Versorger kom-
men zu ihrem Geld. Findige Stadtwerke wie in Riesa, 
Freital und Glauchau haben schon festgestellt, dass 
sich ein Vorkassezähler für sie rechnet.
PARLAMENTARISCHE  
INITIATIVEN
•	 „Gesetz über die Verfah-
rensfreiheit gebäudeinteg-
rierter Solaranlagen“  
(Drs. 5/2360)
•	 Antrag „Atommülltranspor-
te nach Majak verhindern“ 
(Drs. 5/4263)
•	 Antrag „Keine CO2-Endlager 
im Meer und für die Kohle-
industrie – ...“ (Drs. 5/6871)
•	 Antrag „Sächsische Solar-
branche retten“  
(Drs. 5/8978)
•	 Antrag „Energiearmut ver-
hindern statt Energiewende 
ausbremsen!“ (Drs. 5/11683)
•	 Antrag „Keine neuen 
Tagebaue – Raus aus der 
Braunkohle“ (Drs. 5/11855)
Braunkohleausstieg bis 2030
Positionspapier der GRÜNEN-
Landtagsfraktionen Branden-
burg, Sachsen und Sachsen-
Anhalt
(Stand: Januar 2012)
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Verkehrspolitik ist nicht gleich Autopolitik
Für ein Umsteuern in der Verkehrspolitik gibt es gute 
Gründe: Sachsens Bevölkerung nimmt ab. Ein Viertel 
aller sächsischen Haushalte hat kein Auto. Die Dich-
te des Straßennetzes ist höher als in vielen anderen 
Bundesländern. Unsere Städte kollabieren unter den 
Folgen des Autoverkehrs.
Dennoch verschlingen immer neue Straßenbau-
projekte Unsummen öffentlicher Förderung. Die 
Folge sind Flächenversieglung und steigende Erhal-
tungskosten für Straßen, verteilt auf immer weniger 
Schultern. Angesichts der Lärm-, Klima- und Luft-
belastungen sowie eines hohen Energieverbrauchs 
durch den Autoverkehr brauchen die umweltfreund-
lichen Verkehrsarten Rad-, Fuß- und Öffentlicher Ver-
kehr eine größere finanzielle Unterstützung, um mehr 
Menschen für ihre Nutzung zu begeistern.
Regierung fördert Straßenneubau  
unverhältnismäßig
61,5 Millionen Euro oder 85,3 Prozent der Bundesmittel 
zur Förderung der kommunalen Verkehrsinfrastruk-
tur werden nach dem Willen der CDU/FDP-Koalition 
in Sachsen jährlich für den Straßenbau ausgegeben. 
Hinzu kommen weitere 146,4 Millionen Euro, die CDU 
und FDP für ihr „Zukunftsprojekt Staatsstraßenneu-
bau“ eingestellt haben. Zudem stehen seit 2011 Aus-
gabereste von insgesamt 143,7 Millionen Euro aus 
EU- und Bundesmitteln für den Straßenneubau bereit. 
Die neueste Idee des zuständigen Wirtschaftsministe-
riums: Aus dem allgemeinen Wirtschaftsförderungs-
titel „Zuschüsse für Investitionen an Gemeinden und 
Gemeindeverbände“ werden weitere 10 Millionen 
Euro jährlich für den Straßenneubau verteilt. Für die 
GRÜNE-Landtagsfraktion steht außer Frage, dass die 
Mittel für den Straßenneubau reduziert werden müs-
sen. Sonst kann der bereits für jeden sichtbare Sanie-
rungsstau nicht bewältigt werden.
Regierung vernachlässigt  
ÖPNV und Radverkehr
Die Umschichtungen im Verkehrshaushalt sollten zudem 
dem Öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) sowie dem 
Radverkehr zu Gute kommen. Denn bisher kommen etwa 
die steigenden Zuweisungen des Bundes für den ÖPNV in 
Sachsen nicht bei diesem an. Die Kürzungen der Koalition 
beim ÖPNV bleiben nicht ohne Folgen. Der bislang gute 
Kostendeckungsgrad im sächsischen ÖPNV von etwa 70 
Prozent sinkt. Tariferhöhungen bzw. Angebotseinschrän-
kungen sind zur Normalität geworden. Um dem entge-
gen zu wirken, will die GRÜNE-Landtagsfraktion mehr als 
224 Millionen Euro zusätzlich für Bus und Bahn bereitstel-
len. Fakt ist, immer mehr Menschen müssen täglich zur 
Arbeit pendeln. Die Sicherung der Mobilität aller ist auch 
eine Frage der sozialen Gerechtigkeit. Auch die, die kein 
Auto fahren können oder wollen sowie Menschen mit 
geringem Einkommen müssen mobil bleiben – trotz stei-
gender Nahverkehrstarife sowie Diesel- und Benzinpreise.
GRÜNE Vorschläge: Gemeindeverkehrs- 
finanzierungsgesetz und Mobilitätsticket
Von den jährlich 88 Millionen Euro Bundesmitteln zur För-
derung der kommunalen Verkehrsinfrastruktur in Sach-
sen gehen nur knapp 15 Prozent an Bus und Bahn. Damit 
ist der Freistaat bundesweites Schlusslicht. Um dies zu 
ändern, hat die GRÜNE-Landtagsfraktion ein „Sächsisches 
Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz“ vorgelegt. Die 
Mittel für den kommunalen Verkehrsbereich sollen da-
nach zu 70 Prozent an den ÖPNV und zu zehn Prozent an 
den Radverkehr gehen. Denn den bundesweiten Boom 
des Radverkehrs beantwortete die Staatsregierung durch 
eine Kürzung der bisher schon spärlichen 6 Millionen Euro 
(2010) auf 3,5 Millionen Euro (2013). Nur noch 20 Prozent 
der Förderung sollen für Straßeninvestitionen inklusive 
Carsharing-Stationen ausgegeben werden. Für Lärm-
schutzmaßnahmen sind vier Millionen Euro vorgesehen.
www.mobiles-sachsen.de
Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Sächsischen Landtag will Mobilität für alle: 
praktisch, zuverlässig, barrierefrei und bezahlbar. Das setzt eine Abkehr von der aufs 
Auto konzentrierten Verkehrspolitik voraus.
Gisela Kallenbach
Städtebaupolitische 
Sprecherin
Eva Jähnigen
Verkehrspolitische 
Sprecherin
MObILITÄT FÜR ALLE SICHERN – 
STADTTEILE STABILISIEREN
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Die GRÜNE-Landtagsfraktion will zusätzlich ein sächsi-
sches Mobilitätsticket für Einkommensschwache mit ei-
nem Gesamtvolumen von 33 Millionen Euro auflegen.
SACHSENTAKT 21
Wer mehr ÖPNV fordert, muss den Bürgerinnen und 
Bürgern attraktive Alternativangebote zum Auto 
machen. Die GRÜNE-Landtagsfraktion entwickelte 
darum ein eigenes Verkehrskonzept für Sachsen: den 
SACHSENTAKT 21. Dabei steht nicht die Verbesserung 
einzelner Streckenführungen im Mittelpunkt, son-
dern die Verknüpfung verschiedenster Angebote und 
Bedienformen. Oberstes Ziel ist die Nutzerfreundlich-
keit. Vorbild sind die Schweiz und Rheinland-Pfalz. Mit 
mindestens im Stundentakt verkehrenden Zügen und 
Bussen sollen zügige Verbindungen in die Groß- und 
Mittelstädte garantiert werden. Anstatt Fahrpläne zu 
studieren, müssen sich Fahrgäste nur noch die immer 
gleiche Abfahrtsminute an ihrer Haltestelle merken. 
Lange Wartezeiten beim Umsteigen entfallen. Glei-
ches soll auch für die Nahverkehrstarife gelten. Statt 
des bisherigen Wirrwarrs soll es einen landesweit 
einheitlichen Tarif geben. Für die Erarbeitung eines 
detaillierten Planes braucht es in den nächsten Jahren 
jährlich eine Million Euro. Doch an einer attraktiven 
Bahn in Sachsen haben CDU und FDP kein Interesse.
www.gruene-fraktion-sachsen.de/a8254b72.l
Stadtumbau
Außerhalb der Großstädte Dresden, Leipzig und Chemnitz 
geht der Bevölkerungsschwund in Sachsen weiter. Darum 
gehören die Belebung verödeter Innenstädte und der 
Denkmalschutz zu den wichtigsten Aufgaben des Stadt-
umbaus. Klimaschutz und Klimaanpassung sind neue 
Herausforderungen. Nur mit Hilfe der EU-Förderung 
können die Aufgaben des Stadtumbaus und die Finan-
zierung von Quartiersmanagement (insbesondere in 
sozialen Brennpunktgebieten) noch gesichert werden.
„Nachhaltige Stadtentwicklung“ verbessern
Auch die nachhaltige Stadtentwicklung spielt in der 
Investitionspolitik der CDU/FDP-Koalition nur eine 
untergeordnete Rolle. Ab dem Jahr 2013 sind dafür 
nur noch 15,8 Millionen Euro vorgesehen. Damit ge-
hört Sachsen auch in diesem Bereich zu den bundes-
weiten Schlusslichtern. Die GRÜNE-Landtagsfraktion 
forderte eine Mittelerhöhung auf jährlich 25 Millio-
nen Euro. Doch dies wurde abgelehnt.
Soziale Stadt
Die CDU/FDP-Koalition reduzierte die Mittel für das 
Bund-Länder-Programm „Soziale Stadt“ von 11,2 
Millionen Euro im Jahr 2012 auf nur noch 4,9 Milli-
onen Euro im Jahr 2014. Damit geht den Kommu-
nen die Grundfinanzierung für langjährig bewähr-
te Stabilisierungsprogramme in Stadtteilen wie 
Dresden-Prohlis, der Freiberger Bahnhofsvorstadt, 
in Zwickau-Eckersbach oder Leipzig-Volkmarsdorf 
verloren. Die GRÜNE-Landtagsfraktion schlägt vor, 
ein eigenes Landesprogramm „Quartiersmanage-
ment“ aufzulegen. Damit hätten die Kommunen 
eine Planungsperspektive und könnten den Status 
Quo sichern. Sie schätzen das Quartiersmanage-
ments wegen der Aktivierung und Förderung der 
Selbstorganisation unterschiedlicher Bewohner-
gruppen. Wenig überraschend wurde dies von CDU 
und FDP abgelehnt.
Mieten – Preissteigerungen begrenzen 
Auch wenn die Durchschnittsmieten in Sachsen 
noch niedrig sind, spitzt sich die Lage in den Groß-
städten zu. Insbesondere in Innenstadtvierteln von 
Dresden und Leipzig wird es für junge Familien mit 
durchschnittlichen Einkommen bereits schwierig, 
angemessenen Wohnraum zu finden. Darum muss 
die Staatsregierung ihre Möglichkeiten nutzen, per 
Rechtsverordnung die Mietpreissteigerungen zu be-
grenzen. Die Bundesländer dürfen in Gebieten mit 
überdurchschnittlichen Mietpreissteigerungen die 
Kappungsgrenze für Mietpreiserhöhungen absenken, 
so dass Mieten im Zeitraum von drei Jahren statt um 
20 Prozent nur noch um maximal 15 Prozent erhöht 
werden dürfen. Doch der zuständige Innenminister 
Markus Ulbig (CDU) blieb leider untätig.
PARLAMENTARISCHE  
INITIATIVEN
•	 „Sächsisches Gemeindever-
kehrsfinanzierungsgesetz“  
(Drs. 5/9593)
•	 Große Anfrage „Radverkehr in 
Sachsen“ (Drs. 5/9769) 
•	 Antrag „Sachsens kulturelles 
Erbe erhalten – Denkmal-
schutz stärken“ (Drs. 5/3377)
•	 Antrag „Abwicklung der 
Städtebauförderung ... verhin-
dern – städtische Dimension 
stärken“ (Drs. 5/3416)
•	 Antrag „Öff. Verkehr ... absi-
chern und ausbauen – Drohen-
de Streckenstilllegungen ... 
abwenden“ (Drs. 5/10338)
•	 Antrag „... – Kappungsgrenzen 
für Mietpreiserhöhungen ...  
von 20 auf 15 Prozent in drei 
Jahren absenken“  
(Drs. 5/11529)
Grüner Masterplan  
SACHSENTAKT 21
(Stand: Juni 2013)
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Artenvielfalt – jeder Art ihren  
Lebensraum, Nahrung und Schutz
Sachsen ist verfassungs- und naturschutzrechtlich an-
gehalten, den Lebensraum der wild lebenden Tiere 
und Pflanzen zu erhalten. Wanderungs- und Ausbrei-
tungswege (Biotopverbund) sollen wiederhergestellt 
werden, um das fortschreitende Artensterben auf-
zuhalten und umzukehren. Bereits seit 2002 ist die 
Staatsregierung verpflichtet, ein Biotopverbundsys-
tem auf zehn Prozent der Landesfläche einzurichten. 
Angeblich soll es bis zum Jahr 2015 soweit sein. Doch 
bisher ist kein Verbundsystem erkennbar. Für geeigne-
te Projekte fehlt das Geld. Auch für den Grundstücks-
ankauf für Naturschutzzwecke wurden keine Mittel 
eingestellt. Zwei Millionen Euro sind nach Meinung 
der GRÜNEN-Fraktion jährlich dafür mindestens nötig.
Um etwas Bewegung in die Sache zu bringen, ver-
öffentlichte die GRÜNE-Landtagsfraktion 2012 eine 
Studie von Naturschützern, die die gravierendsten 
Probleme für den Erhalt der Biologischen Vielfalt in 
Sachsen darstellt. Die größten Defizite könnten be-
hoben werden, doch der politische Wille bei CDU und 
FDP fehlt. Sie verweigern auch den ehrenamtlichen 
Naturschützern die notwendige Unterstützung.
www.gruene-fraktion-sachsen.de/f3f127c7.l
Wasser – ein wertvolles Gut?!
CDU und FDP haben den Wert von Wasser erkannt. 
Über eine Wasserentnahmegebühr wollen sie künftig 
drei Millionen Euro im Jahr in die Kasse des Freistaats 
spülen. Doch die Gebühr weist schwere fachliche 
Mängel auf. Während Wasserkraftbetreiber bis zur 
Existenzgefährdung zur Kasse gebeten werden, hört 
für Umweltminister Frank Kupfer (CDU) bei der Braun-
kohle der Einsatz für die Umwelt und die Sorge um 
die Gewässer auf. Obwohl die Wasserentnahme von 
190 Millionen Kubikmetern im Jahr allein durch säch-
sische Tagebaue enorme ökonomische und ökologi-
sche Kosten verursacht, werden die Bergbaukonzerne 
und Mibrag von dieser Abgabe befreit. Die GRÜNE-
Landtagsfraktion fordert eine verursachergerechte 
Abgabe auf alle privaten Nutzungen des öffentlichen 
Gutes „Wasser“. Die Beteiligung der Braunkohle an 
Wasserentnahmegebühren würde ca. 16,5 Millionen 
Euro jährlich einbringen. Kleine Wasserkraftwerke 
und Mühlen mit einer Leistung bis 250 Kilowatt soll-
ten stattdessen von der Abgabe ausgenommen blei-
ben und der Satz für Wasserkraftbetreiber von 0,01 
auf 0,005 Cent/Kubikmeter halbiert werden. 
Die Europäische Wasserrahmenrichtlinie verlangt 
bis zum Jahr 2015 einen guten chemischen und öko-
logischen Zustand der Gewässer. Sachsen wird nach 
Angaben der Staatsregierung das Ziel weit verfehlen: 
Nur 15 Prozent aller Gewässer werden die EU-Kriterien 
erfüllen. Gerade bei künstlichen oder erheblich verän-
derten Gewässern, wie z. B. aufgefüllten Tagebauen, 
sind große Investitionen nötig, um die Gewässerqua-
lität zu verbessern. Doch selbst der Versuch der GRÜ-
NEN-Fraktion mit jährlich zwei Millionen Euro u. a. den 
Abriss von Querbauwerken und Wehren in Fließge-
wässern und den Einbau technischer Fischaufstiegs-
anlagen zu ermöglichen, scheiterte an CDU und FDP. 
Hochwasserschutz – den Flüssen  
mehr Raum geben!
Sachsen leidet durch den Klimawandel an einer Zu-
nahme von Wetterextremen wie jüngst im Juni 2013, 
bei der Jahrhundertflut 2002 oder wie es im August 
2010 Ostsachsen erlebte. Verantwortungsbewusstes 
Hochwassermanagement gehört auf die Tagesord-
nung. Dieses basiert auf drei Säulen: hochwasserge-
fährdete Ufer müssen frei gehalten, das Wasserrück-
haltevermögen der Böden verbessert sowie sinnvolle 
Lippenbekenntnisse und Schaufenster-Projekte mit wenig Nutzen für Natur und Umwelt 
zeichnen die Umweltpolitik der CDU/FDP-Regierung in Sachsen aus. Die GRÜNE-Landtags-
fraktion setzt dem grüne Ideen, Projekte und Konzepte für den Erhalt unserer natürlichen 
Lebensgrundlagen entgegen – also eine Politik für die nachfolgenden Generationen. 
Gisela Kallenbach
Umweltpolitische  
Sprecherin
Johannes Lichdi
Naturschutzpolitischer 
Sprecher
GESUNDE UMWELT 
UND NATURSCHUTZ
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technische Hochwasserschutzmaßnahmen gewählt 
werden. Doch leider setzt die Staatsregierung einsei-
tig auf den technischen Hochwasserschutz: Seit 2002 
sind lediglich 111 Hektar (1,5 Prozent) der ursprünglich 
geplanten 7.500 Hektar an Überschwemmungsflä-
chen in den Flussauen realisiert worden. Von insge-
samt 530 Millionen Euro wurden nur fünf Millionen 
für den ökologischen Hochwasserschutz eingesetzt. 
Die GRÜNE-Fraktion drängte bisher vergeblich auf ein 
Umsteuern. Selbst der mit zwei Millionen Euro jährlich 
vorgeschlagene Hochwasserfonds zur Stärkung der 
Eigeninitiative der Einwohnerinnen und Einwohner 
an gefährdeten Fließgewässern fand keine Mehrheit.
Die GRÜNE-Landtagsfraktion hat Anfang August 
2013 17 weitere Flächen als Überflutungsgebiete 
vorgeschlagen. Das beauftragte WWF-Aueninstitut 
berechnete, dass damit zusätzlich 3.428 Hektar Über-
flutungsfläche an Elbe, Zwickauer Mulde, Freiberger 
Mulde und (vereinigter) Mulde zum Schutz von Men-
schen und Infrastruktur in Sachsen und den Unterlie-
gern an den Flüssen zur Verfügung stehen würden.
www.gruene-fraktion-sachsen.de/b5a03356.l
Boden – ungebremste Flächen- 
versiegelung stoppen!
Die ungebremste Versiegelung der Böden ist eine 
Ursache für die rasche Entstehung von Hochwasser. 
Auch Lebensräume für Tiere und Pflanzen werden be- 
und zerschnitten. Um die anhaltende Flächenversie-
gelung zu stoppen, hat die GRÜNE-Landtagsfraktion 
sowohl die Reduzierung der Straßenneubaumittel 
gefordert als auch die Erhöhung der Gelder für die 
Brachflächenrevitalisierung um knapp acht Millionen 
Euro. Denn in Sachsen gibt es noch mehrere Tau-
send altlastverdächtige Flächen. Ihre Wiedernutzbar-
machung als Wohn- und Gewerbeflächen wäre ein 
wichtiger Beitrag dazu, die Flächenversiegelung auf 
der grünen Wiese zu reduzieren. Seit dem Jahr 2000 
wurden in Sachsen mehr als 14.000 Hektar durch 
Siedlungs- und Verkehrsfläche neu versiegelt. Täglich 
kommen weitere acht Hektar in Sachsen dazu. Eine 
Trendwende ist nicht in Sicht. 
Lärm – eine unterschätzte Gefahr!
Straßen-, Flug-, Schienen- und Baulärm – Lärm ist 
heutzutage überall. Er beeinträchtigt die Lebens-
qualität und die Gesundheit. Mit vier Millionen Euro 
jährlich für Lärmschutzmaßnahmen an Bahnschie-
nen und Staatsstraßen könnte vielen lärmgeplagten 
Bürgerinnen und Bürgern Erleichterung verschafft 
werden. Doch CDU und FDP haben nur lächerliche 
150.000 Euro im Jahr für den Lärmschutz an Staats-
straßen vorgesehen. Für Lärmschutz an Bahnstrecken 
sind überhaupt keine Gelder eingeplant. Gesund-
heitsschutz durch ein Nachtflugverbot am Flughafen 
Leipzig-Halle ist mit der CDU/FDP-Koalition schon gar 
nicht zu machen.
Abfall – der Missstands- 
Untersuchungsausschuss 
Auf Initiative der GRÜNEN-Fraktion wurde im April 
2010 ein Untersuchungsausschuss im Sächsischen 
Landtag eingesetzt, der sich mit teils gravierenden 
Missständen sächsischer Abfallbehandlungsanlagen 
beschäftigt. Mittlerweile wurde die Staatsanwalt-
schaft endlich aktiv, sowohl hinsichtlich der früheren 
Abfallimmobilisierungsanlage in Pohritzsch (Nord-
sachsen) als auch wegen der vielen Unregelmäßig-
keiten bei Abfallimporten aus Italien auf die Deponie 
Cröbern (Landkreis Leipzig). Im Moment beschäftigt 
sich der Ausschuss auch mit der Abfallbehandlungs-
anlage der ETU in Altbernsdorf (Landkreis Görlitz). Ziel 
der Ausschussarbeit ist es, die Abfallüberwachung 
überall in Sachsen deutlich zu verbessern und Ge-
fahren für Mensch und Umwelt z. B. durch Brände auf 
Deponien abzuwenden. Auch die steigenden Müllge-
bühren in Ostsachsen sind ein Thema für die GRÜNE-
Fraktion: Ihr Anstieg kann nur begrenzt werden, wenn 
nach dem Vorbild anderer Bundesländer sächsischer 
Hausmüll nur noch in Sachsen entsorgt werden darf.
PARLAMENTARISCHE  
INITIATIVEN
•	 Antrag „Sofortige Schaffung 
von Rückhalteflächen an sächs. 
Flüssen“ (Drs. 5/2705)
•	 Antrag „Umsetzung der europ. 
Wasserrahmenrichtlinie in 
Sachsen“ (Drs. 5/7199)
•	 Antrag „Lärmsituation in  
Sachsen“ (Drs. 5/7256)
•	 Antrag „10 Jahre nach der 
Flut – Bilanz und Ziele des 
Hochwasserschutzes ...“ 
( Drs. 5/9675)
•	 Antrag „Fluglärm reduzieren – 
Nachtruhe durchsetzen“  
(Drs. 5/11793)
•	 Antrag „... Steigerung der 
Müllgebühren in Ostsachsen 
stoppen – Autarkieverordnung 
für gemischte Siedlungsabfälle 
... einführen“ (Drs. 5/11963)
Erhalt der Biologischen Vielfalt 
in Sachsen
ENTWURF einer von Naturschüt-
zern entwickelten Konzeption
(Stand: Oktober 2012)
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öko? LOGISCH! 
Ökologischer Landbau wirtschaftet nachhaltig und 
ressourcenschonend. Damit eignet er sich hervorra-
gend als Vorbild zur Produktion hochwertiger Lebens-
mittel unter der Einhaltung strenger Naturschutz- und 
Tierschutzkriterien. Nicht nur der Verzicht auf che-
misch-synthetische Dünge- und Pflanzenschutzmittel 
zeichnet den Ökolandbau aus, auch das Schließen von 
Nährstoffkreisläufen und das Einhalten einer festen, 
möglichst weit gestellten Fruchtfolge zur Steigerung 
der Pflanzen- und Bodengesundheit sprechen für 
eine naturnahe und umweltfreundliche Wirtschafts-
weise. Auch die Biodiversität profitiert von einer öko-
logischen Bodenbewirtschaftung. 
Sachsen wollte bis zum Jahr 2010 zehn Prozent der 
landwirtschaftlichen Fläche ökologisch bearbeiten las-
sen. Im Jahr 2012 waren es gerade einmal 3,9 Prozent. 
Um den ökologischen Landbau voranzubringen, for-
dert die GRÜNE-Landtagsfraktion verbandsunabhän-
gige, qualifizierte Beratungsangebote bei Fragen der 
Erzeugung, Verarbeitung und Produktvermarktung 
für sächsische Betriebe. Wir schlagen dafür einen ei-
genen Haushaltsposten vor, der die Errichtung eines 
Kompetenzzentrums Ökolandbau Sachsen und die 
Einrichtung einer Professur für ökologische Tierhaltung 
vorsieht. Die Landtagsfraktionen von CDU und FDP ver-
weigerten sich bisher dieser Idee. So profitieren Sach-
sens Bauern nur wenig vom boomenden Biomarkt.
Bei der Gemeinsame Agrarpolitik der Europäi-
schen Union (GAP) 2014 – 2020 sind vier Kriterien für 
uns besonders wichtig:
1. Ökologisierung
Sieben Prozent der Ackerflächen sollten unter öko-
logischem Vorrang bewirtschaftet werden, das heißt 
vor allem ohne Chemie. Zugleich müssen alle Umwelt-
auflagen für jeden Landwirt verbindlich sein, keiner 
darf sich – etwa unter Verzicht von Zuschüssen – da-
vor drücken.
2. Kappung
Selbstverständlich muss es Obergrenzen bei den 
Flächenprämien geben. Wir verlangen ein Ende der 
ungerechten Verteilung, die Großbetriebe bevorzugt 
bedient. Daher sprechen wir uns für eine Deckelung 
der Prämien bei 80.000 Euro pro Betrieb aus.
3. Transparenz
Die Zahlungen müssen offen gelegt werden. Es muss 
transparent gemacht werden, wer wie viel Geld aus 
Brüssel erhält, natürlich muss dies auch für andere Be-
reiche gelten.
4. Exportsubventionen
Zuschüsse, um Rohstoffe, Lebensmittel oder Tiere aus 
der EU auf den globalen Markt zu werfen, lehnen wir 
ab. Wir wollen eine global gerechtere Landwirtschaft. 
Dieser Prozess darf nicht durch Dumping-Produkte 
aus Europa unterlaufen werden.
Biogasanlagen primär mit Reststoffen 
betreiben
Auch landwirtschaftliche Unternehmen sind zuneh-
mend gezwungen, Energie zu sparen bzw. Strategien 
zu entwickeln, wie sie sich aus der Abhängigkeit von 
fossilen Rohstoffen befreien können. Die Abwärme-
nutzung in Biogasanlagen, welche primär mit Rest-
stoffen und nicht mit dafür erzeugten Energiepflan-
zen betrieben werden, können einen großen Beitrag 
Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Sächsischen Landtag steht für eine nach-
haltige Landwirtschaft, die vereinbar ist mit Verbraucherinteressen, dem Wasser- und 
Klimaschutz, dem Erhalt der Artenvielfalt und der Bodenqualität, die aber auch Wert-
schöpfung in den ländlichen Regionen schafft.
Elke Herrmann
Sprecherin für Tierschutz
Michael J. Weichert
Agrarpolitischer Sprecher
FÜR EINE NACHHALTIGE 
LANDWIRTSCHAFT
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zum Energiesparen leisten. Der Anbau von Pflanzen 
zur Energiegewinnung darf nur soweit gehen, dass 
die Nahrungsmittelsicherheit nicht gefährdet und die 
sogenannte „Vermaisung“ nicht gefördert wird.
Gen-Food? Nein, danke!
Die GRÜNE-Landtagsfraktion unterstützt Initiativen 
zu gentechnikfreien Regionen. Unser Ziel dabei ist, 
eine gentechnikfreie Land- und Lebensmittelwirt-
schaft in Sachsen zu erreichen. Transparenz und eine 
klare Verursacherhaftung für Unternehmen, welche 
mit Gentechnik arbeiten, sind ebenso wichtig, wie ein 
Patentverbot auf Gene, die mit Hilfe dieser Technik 
erzeugt wurden. Zum einen sind die Risiken dieser 
Technologie nur unzureichend bekannt, zum anderen 
werden durch die Gentechnik Monokulturen und die 
Abhängigkeit der Landwirte von Chemie- und Saat-
gutkonzernen verstärkt. Priorität muss die gentech-
nikfreie Erzeugung von Nahrungs- und Futtermitteln 
haben. Kennzeichnungspflichtig müssen nicht nur 
direkt gentechnisch erzeugte Lebensmittel sein, son-
dern auch Produkte, die etwa nach der Verfütterung 
gentechnisch veränderter Pflanzen an Tiere in den Le-
bensmittelmarkt kommen. 
Massentierhaltung
Das Halten von Tieren sollte stets unter art- und ver-
haltensgerechten Bedingungen stattfinden. Dass dies 
auch in industrieartigen Großställen mit mehreren 
Tausend Tieren auf engstem Raum gewährleistet wer-
den kann, ist stark zu bezweifeln. Leider ist Sachsen 
bei der Förderung großer Mast- und Zuchtanlagen 
einsamer Spitzenreiter. 2008 und 2009 flossen allein 
44 Millionen Euro in die Subventionierung von Tier-
fabriken, in denen Lebewesen nur als Teil eines indus-
triellen Produktionsprozesses betrachtet werden. So 
zählt in der konventionellen Milchviehhaltung primär 
die Jahresleistung einer Kuh, die maximiert werden 
soll – ungeachtet der Strapazen für das Tier. Auch in 
der industriellen Massentierhaltung von Geflügel und 
Schweinen steht die Gewinnoptimierung über dem 
Tierwohl. Bäuerliche Landwirtschaft und Regionalität 
bleiben dabei auf der Strecke. An den Standorten von 
Tierfabriken regt sich wegen enormer Belastungen 
durch Transporte, Gerüche, Staub und Keime zuneh-
mend Widerstand unter den Anwohnerinnen und 
Anwohnern. Dessen ungeachtet macht die Staatsre-
gierung Sachsen weiter zum Eldorado für Investoren 
in neue Massentierhaltungsanlagen. 
Die GRÜNE-Landtagsfraktion setzt sich dafür ein, 
dass Fördermittel für landwirtschaftliche Betriebe 
künftig an Bedingungen wie die Herkunft des Futters 
(Flächenbindung) und die Tierzahl gekoppelt werden. 
Dadurch wird die Abhängigkeit der Landwirte von der 
Futtermittelindustrie verringert, der natürliche Nähr-
stoffkreislauf ist im Gleichgewicht, eine Überdüngung 
der Flächen wird vermieden.
Mit einer Internetseite geht die GRÜNE-Fraktion in 
die Offensive und informiert über derzeitige und ge-
plante Standorte von Tierfabriken in Sachsen. Dabei 
geht es sowohl um artgerechte Tierhaltung als auch 
darum, die Lebensbedingungen und Verdienstmög-
lichkeiten (Tourismus!) vor Ort (wieder) zu verbessern.
www.massentierhaltung-sachsen.de
Boden gewinnen!
Das Versiegeln von landwirtschaftlich nutzbaren, 
teils sehr fruchtbaren Böden durch Bebauung oder 
ähnliche Maßnahmen wird zu einer immer stärkeren 
Bedrohung für die Umwelt. Die Staatsregierung sollte 
darum die sogenannten BVVG-Flächen (Bundeseige-
ne Bodenverwertungs- und -verwaltungs GmbH) er-
werben. Die GRÜNE-Fraktion hatte leider vergeblich 
vorgeschlagen, im Haushaltsjahr 2013/2014 BVVG-
Flächen im Wert von 35 Millionen Euro zu kaufen. Die 
erworbenen Flächen wären ein Angebot für Landwir-
te, deren Böden als Überflutungsflächen zum Hoch-
wasserschutz benötigt werden. Oder sie sollten un-
ter der Maßgabe der ökologischen Bewirtschaftung 
ausgeschrieben werden. Künftige Pachteinnahmen 
sorgen dafür, dass sich die einmalige Investition mit-
telfristig rechnet. Darüber hinaus würde der Freistaat 
vom Wertzuwachs der Flächen in den nächsten Jah-
ren profitieren und seinen landwirtschaftspolitischen 
Gestaltungsspielraum verbessern.
PARLAMENTARISCHE  
INITIATIVEN
•	 Antrag „Verantwortung wahr- 
nehmen: Ökolandbauberatung 
... fortsetzen“ (Drs. 5/5284)
•	 Antrag „8-Punkte-Programm 
für eine gentechnikfreie Land-
bewirtschaftung“ (Drs. 5/5321)
•	 Antrag „Kein Platz für Tier-
fabriken ... – bodengebundene 
bäuerliche Tierhaltung stärken“ 
(Drs. 5/7082)
•	 Antrag „... Europ. Agrarpolitik 
(GAP) nach 2013 nachhaltig 
gestalten“ (Drs. 5/7826)
•	 Antrag „... – Immissionsschutz 
in Tierhaltungsanlagen verbes-
sern“ (Drs. 5/10943)
•	 Antrag „Anbau einheimischer 
Eiweißpflanzen fördern – Im-
porte von Gensoja verringern“  
(Drs. 5/12447)
Die Homepage der Fraktion  
zur Massentierhaltung
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Gute Bildung braucht einen guten Start
Ausreichende finanzielle und personelle Ressourcen 
sind in der frühkindlichen Bildung essenziell. Hier 
braucht es mehr Investitionen als fünf Millionen Euro 
für Aushilfskräfte, wie von der CDU/FDP-Koalition be-
schlossen. Die GRÜNE-Landtagsfraktion setzt sich für 
eine langfristige Verbesserung des Personalschlüssels 
im Kindergarten von 13 auf zehn und in der Krippe 
von sechs auf vier Kinder pro Erzieherin ein. Dazu ist 
eine Verbesserung des Studienangebots in der früh-
kindlichen Bildung sowie der Erzieherinnenausbil-
dung nötig. Das Tagespflegepersonal darf nicht län-
ger als Lückenbüßer herhalten. Fest steht: Quantität 
und Qualität dürfen bei der Kinderbetreuung nicht 
gegeneinander ausgespielt werden. Sprachförderung 
sowie die Förderung von Kindertageseinrichtungen 
in Ortsteilen mit besonderem Entwicklungsbedarf 
gehören auf die Tagesordnung. Nachteile, die Kindern 
aus schwierigen sozialen Verhältnissen aufgrund ihrer 
Herkunft oder ihres sozialen Umfeldes entstehen, sol-
len frühzeitig ausgeglichen werden.
Gute Bildung braucht gutes  
Personal mit gutem Gehalt
Der Lehrermangel ist und bleibt die größte Baustelle 
im Schulbereich. Der negative Höhepunkt droht im 
Schuljahr 2016/2017, wenn rund 1.500 Lehrkräfte pro 
Jahr aus dem Schuldienst ausscheiden. Unterrichts-
ausfall, „Fremdsprachenlotterie“ und Abordnungen 
an andere Schularten sind trotz aller Not-Maßnahmen 
der Staatsregierung schon heute an der Tagesord-
nung. Die GRÜNE-Fraktion fordert sowohl mehr Stel-
len für Pädagoginnen und Pädagogen als auch eine 
bessere und gleiche Bezahlung der Lehrkräfte. Unser 
Plan ist es, unter Beibehaltung der Schüler-Lehrer-Re-
lation von 2011 mehr Stellen zu schaffen, anstatt die 
Statistiken zu schönen. 
Auch die unterschiedliche Eingruppierung der sächsi-
schen Lehrerinnen und Lehrer ist überholt. Das Motto 
„Kleine Kinder – kleine Pädagogik, große Kinder – große 
Pädagogik“ ist der falsche Ansatz. Eine gerechte Ver-
gütung wäre dagegen ein wichtiges Signal, um gut 
ausgebildete Lehrkräfte zu gewinnen. Auf viele Her-
ausforderungen, wie die Inklusion, müssen die Lehre-
rinnen und Lehrer vorbereitet sowie Vorbehalte und 
Ängste abgebaut werden. Die Weiterbildung des pä-
dagogischen Personals darf nicht länger brachliegen.
Für mehr Schulvielfalt und  
mehr Selbstständigkeit
Es gibt sie, die „guten Schulen“. Die Akteure vor Ort 
wissen am besten, was sie dafür brauchen. Die Staats-
regierung sollte nur den Rahmen setzen. Die konkrete 
Ausgestaltung und die Bewirtschaftung der finanziel-
len Mittel muss Sache der einzelnen Schule werden. 
Notwendig ist außerdem eine faire Finanzierung 
der Schulen in freier Trägerschaft. Gegen die Be-
schneidung der freien Schulen im Doppelhaushalt 
2011/2012 hat die GRÜNE-Fraktion eine Klage vor dem 
Sächsischen Verfassungsgericht initiiert.
www.gruene-fraktion-sachsen.de/ce1f2b0a.l
Zur Mittelschule ist der CDU/FDP-Koalition nur das 
neue Etikett „Oberschule“ eingefallen. Wir GRÜNEN 
hingegen wollen an der Mittelschule längeres ge-
meinsames Lernen ermöglichen und so eine weitere 
Ausdünnung des Schulnetzes verhindern. Die Ganz-
tagsangebote müssen qualifiziert und das gemein-
same Lernen von Kindern und Jugendlichen mit und 
ohne Handicap befördert werden.
Konzepte in einem neuen  
Schulgesetz bündeln
Die GRÜNE-Landtagsfraktion will die eigenen Initi-
ativen und Konzepte in einem Entwurf für ein neues 
Die Landtagsfraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN will die Weichen in der Bildungspolitik 
neu stellen und strebt nach spürbaren und nachhaltigen Verbesserungen im Bildungs-
system. Bildung muss in Sachsen endlich Zukunftsthema werden.
PARLAMENTARISCHE  
INITIATIVEN
•	 „Gesetz zur Stärkung von Kitas 
in Ortsteilen mit besonderem 
Entwicklungsbedarf ...“  
(Drs. 5/10649)
•	 Große Anfrage „Kinder und 
Jugendliche mit Migrations-
hintergrund ...“ (Drs. 5/8655)
•	 Große Anfrage „Integration und 
Inklusion im sächsischen Schul-
wesen“ (Drs. 5/3025)
•	 Antrag „Lehramtsstudium sofort 
absichern und ausbauen – ...“  
(Drs. 5/2083)
•	 Antrag „Sonderungsverbot 
einhalten – Streichung der Schul-
gelderstattung zurücknehmen“ 
(Drs 5/4894)
•	 Antrag „Sprachen- und Profilwahl 
an Gymnasien sicherstellen“ 
(Drs. 5/7002)
Annekathrin Giegengack
stellvertretende  
Fraktionsvorsitzende
Bildungspolitische  
Sprecherin
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Schulgesetz bündeln. Ziel ist eine Bildungslandschaft 
mit einem stabilen Schulnetz, passgenauer und ver-
antwortungsvoller Schulorganisation vor Ort, auch 
mit Unterstützung in Form von Schulsozialarbeit, 
sowie eine entsprechende finanzielle und personelle 
Ausstattung der Schulen. Unsere Vorschläge zur 
Verbesserung der frühkindlichen Bildung über den 
Schulabschluss bis zur Weiterbildung kosten viel Geld. 
Sie können nicht in einem Doppelhaushalt umgesetzt 
werden, sondern brauchen einen langen Atem. Doch 
Bildung ist der Schlüssel für eine erfolgreiche Zukunft 
und kein Projekt nach Kassenlage.
Inklusion – Eine Schule für Alle!
Wir wollen, dass behinderte und nichtbehinderte 
Kinder gemeinsam lernen. Eine inklusive Schule stellt 
das Kind in den Mittelpunkt und berücksichtigt un-
terschiedliche Bedürfnisse und Lernanforderungen. 
Gelebte Vielfalt fördert die Anerkennung des An-
dersseins – und setzt zudem ein zentrales Element im 
Übereinkommen über die Rechte von Menschen mit 
Behinderungen um, zu dem sich die Bundesrepublik 
bereits 2009 verpflichtet hat.
Inklusion braucht entsprechende Ressourcen. 
Zwar bestehen ein Aktions- und Maßnahmeplan der 
Staatsregierung und Empfehlungen der eingesetzten 
Expertenkommission. Doch die Schulen benötigen 
zur Umsetzung nach Meinung der GRÜNEN-Fraktion 
eigene Integrationsbudgets. Zudem ist eine unabhän-
gige Schullaufbahnberatung entscheidend, damit die 
Regelschule auch für Schülerinnen und Schüler mit 
sonderpädagogischem Förderbedarf zum regulären 
Lernort werden kann.
www.gruene-fraktion-sachsen.de/cf28de58.l
Die sächsischen Hochschulen und Wissenschafts-
einrichtungen leisten nicht nur einen maßgeblichen 
Beitrag zur Ausbildung und Qualifizierung junger 
Menschen, sie sind auch ein unverzichtbarer Innova-
tionsmotor. Sie tragen dazu bei, drängende Fragen 
unserer Zeit zu beantworten und den Lebensstandard 
zu verbessern. Um auch in Zukunft den Herausforde-
rungen gewachsen zu sein, wird allerdings Planbar-
keit und Sicherheit hinsichtlich ihrer Rahmenbedin-
gungen sowie eine Förderung des wissenschaftlichen 
Nachwuchses benötigt.
Grundfinanzierung verbessern – Personal-
abbau stoppen
Trotz ständig neuer Rekorde bei der Drittmittelein-
werbung bleibt festzustellen: Zukunfts- und Pla-
nungssicherheit können die sächsischen Hochschu-
len nur durch eine ausreichende Grundfinanzierung 
erreichen. Von diesem Ziel ist Sachsen weit entfernt. 
So bleiben die sächsischen Universitäten zum Beispiel 
mit 6.600 Euro pro Studierendem weit unter dem Bun-
desdurchschnitt von 7.300 Euro. Zentrale Zielstellung 
der Hochschulpolitik der GRÜNEN-Landtagsfraktion 
ist die Aufstockung der Grundmittel für die sächsi-
schen Hochschulen, so im Jahr 2014 um 53 Millionen 
Euro.
Obwohl die Studierendenzahlen in Sachsen stetig 
steigen, will die CDU/FDP-geführte Staatsregierung 
bis 2020 weitere 1.042 Stellen an den Hochschulen 
abbauen. Dies hätte irreparable Folgen für die Quali-
tät von Lehre und Forschung. Wir wollen diese Stellen 
erhalten, denn eine wachsende Zahl Studierender in 
Sachsen ist auch ein gutes Mittel gegen den demo-
grafischen Wandel. 
Studentenwerke stärken – Soziales  
Studieren ermöglichen
Die sächsischen Studentenwerke sorgen mit ihren 
Dienstleistungen dafür, dass ein soziales Studium 
überhaupt erst möglich wird, und sichern so nicht sel-
ten den Studienerfolg. Lediglich ihre Mensen werden 
vom Freistaat mitfinanziert. Alles andere wie Wohn-
heime und Beratungsleistungen muss über Semester-
PARLAMENTARISCHE  
INITIATIVEN
•	 „Studienreformgesetz“  
(Drs. 5/3443)
•	 Antrag „Studium für alle  
ermöglichen – BAföG  
verbessern, ...“ (Drs. 5/1063)
•	 Antrag „Ausgaben für Bildung 
und Forschung dauerhaft 
steigern – ...“ (Drs. 5/1871)
•	 Antrag „Studentenwerke 
langfristig sichern – ...“  
(Drs. 5/4866)
•	 Antrag „Frauen nach vorn –  
Chancengleichheit ...“  
(Drs. 5/5543)
•	 Antrag „Bessere Perspektiven  
für den wissenschaftlichen  
Nachwuchs – ...“ (Drs. 5/5694)
Dr. Karl-Heinz Gerstenberg
Parlamentarischer  
Geschäftsführer und  
stellvertretender  
Fraktionsvorsitzender
Hochschulpolitischer 
Sprecher
HOCHSCHULE UND 
WISSENSCHAFT
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beiträge der Studierenden und Mieten erwirtschaftet 
werden. Dennoch wurden die Zuschüsse für die Stu-
dentenwerke von CDU und FDP erheblich gekürzt. Die 
Folgen sind heute sichtbar: Mit reichlich 62 Euro liegt 
Sachsen bei seinen Semesterbeiträgen weit über dem 
Bundesdurchschnitt. 
Um zumindest die laufenden Kosten der Mensen zu 
decken, benötigen die Studentenwerke nach Meinung 
der GRÜNEN-Fraktion einen Zuschuss von 7,9 Millionen 
Euro pro Jahr – und damit zwei Millionen Euro mehr als 
derzeit vorgesehen. Darüber hinaus setzen wir uns für 
mehrjährige Planungssicherheit ein: Studentenwerke 
und Staatsministerium sollen dafür gleichberechtigt 
ausgehandelte Zielvereinbarungen abschließen. 
Nachhaltige Forschung unterstützen
Die Forschungsförderung Sachsens ist in den vergan-
genen Jahren immer weiter zurückgefahren worden. 
Zuletzt sollten nach den Plänen der Staatsregierung 
nur noch jährlich 2,8 Millionen Euro verbleiben. Eine 
Katastrophe, vor allem für die für Drittmittelgeber 
unattraktive Grundlagenforschung. Zwar ist die Auf-
stockung um neun  Millionen Euro pro Jahr begrü-
ßenswert, allerdings ist dieses Geld ausschließlich 
für Biotechnologieforschung und die Forschung an 
Fachhochschulen gedacht. Wir GRÜNEN setzen uns 
hingegen für eine Forschungsförderung jenseits von 
Prestigeprojekten ein. Mehr Augenmerk verdienen 
zukunftsrelevante Forschungsbereiche, wie etwa al-
ternative Energiequellen und -speicherung. 
Wissenschaftlichen Nachwuchs fördern
Wissenschaftlicher Nachwuchs muss frühzeitig geför-
dert werden, damit der künftige Bedarf an hoch qua-
lifizierten Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern 
befriedigt werden kann. Gänzlich unverständlich ist des-
halb, warum die Graduiertenförderung von CDU und 
FDP auf gerade einmal 400.000 Euro pro Jahr gekürzt 
wurde. Damit können nur noch etwa 37 Studierende 
unterstützt werden, angesichts des Fachkräftemangels 
bei Hochqualifizierten eine erschreckend niedrige Zahl. 
Die GRÜNE-Landtagsfraktion will mindestens eine 
Million Euro für Graduiertenförderung einsetzen.
Gleichstellung und Hochschuldidaktik
Zwei Millionen Euro sollten nach Vorstellung der 
GRÜNEN-Fraktion den Hochschulen für laufende Zwe-
cke der Gleichstellung zur Verfügung stehen. Jeweils 
angepasst an die Besonderheiten der jeweiligen Hoch-
schule, sollen damit Maßnahmen zur Gleichstellung von 
weiblichen und männlichen Hochschulmitgliedern fi-
nanziert werden, seien dies nun Ursachenforschungen, 
Kindertagesbetreuungen oder Dual Carreer Services.
Da gute Lehre maßgeblich von der Güte der Leh-
renden abhängt, sehen wir eine Verbesserung der 
Hochschuldidaktik als notwendig an. Speziell das 
hochschuldidaktische Zentrum in Leipzig, aber auch 
andere Projekte, sollen mit insgesamt 300.000 Euro 
pro Jahr gefördert werden. 
Selbstständige Hochschulen mit starken 
demokratischen Gremien
Die Novellierung des sächsischen Hochschulgesetzes 
bot die Gelegenheit, einen großen Schritt in die Rich-
tung selbstbestimmt und verantwortungsbewusst 
handelnde Hochschulen zu gehen. Die CDU/FDP-
Koalition hatte allerdings eher die Bevormundung der 
Hochschulen und die Entmachtung demokratischer 
Mitwirkungsgremien im Sinn. 
Wir widersetzen uns diesem Ansinnen. Aus unse-
rer Sicht sind Zielvereinbarungen nur dann sinnvoll, 
wenn Staatsregierung und Hochschulen vollkommen 
gleichberechtigt die Aufgaben der Hochschulen, Im-
matrikulations- und Absolventenzahlen sowie Quali-
tätssicherungskriterien vereinbaren können. 
Einer weiteren Aushöhlung der Rechte der demo-
kratisch legitimierten Entscheidungsorgane oder einer 
Schwächung der Interessenvertretung der Studieren-
den erteilen wir eine Absage. Gleiches gilt für Studien-
gebühren, egal in welcher Form. Mit Langzeitstudi-
engebühren werden diejenigen bestraft, die für ihr 
Studium mehr Zeit brauchen. Ihr Anteil liegt im Promil-
lebereich, die durch sie anfallenden Kosten sind gering. 
Bafög gibt es nur bis zum Ende der Regelstudienzeit, 
die verbilligte Krankenversicherung endet mit 30 Jah-
ren. Und die Lehrveranstaltungen finden sowieso statt.
www.gruene-fraktion-sachsen.de/32da2b18.l
HOCHSCHULE UND WISSENSCHAFT BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Alternativer Hochschul- 
entwicklungsplan
(Stand: Juni 2011)
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Vielfältige Kultur im ganzen Land
Das Sächsische Kulturraumgesetz hat sich als bundes-
weites Modell für eine solidarische Kulturförderung 
bewährt. Kostensteigerungen und das faktische Kürzen 
der Landesmittel durch die CDU/FDP-Regierung füh-
ren jedoch zum Abbau der kulturellen Substanz. Die 
GRÜNE-Landtagsfraktion setzt sich für die Erhöhung der 
Landesfinanzierung um acht Millionen Euro auf 94,7 Mil-
lionen Euro ein, um den Kulturräumen eine Perspektive 
zur Strukturentwicklung zu geben. Das kann nicht bis 
zur Evaluation des Gesetzes im Jahr 2015 warten. Zudem 
sollte das Gesetz weiter verbessert werden, insbeson-
dere im Hinblick auf eine verbindliche Entwicklungspla-
nung, ausgewogenere fachliche Gremienbeteiligung 
und die Besserstellung von freien Kulturprojekten.
Kultur- und Kreativwirtschaft
Das Potenzial der Kultur- und Kreativwirtschaft für 
Wachstum, Beschäftigung und Innovation wird in Sach-
sen noch zu wenig ernstgenommen. Die Branche muss 
vom Freistaat konsequent unterstützt werden. Für die 
Verbesserung von Netzwerk- und Strukturbildung so-
wie Beratungs- und Qualifizierungsleistungen möchte 
die GRÜNE-Landtagsfraktion 500.000 Euro jährlich ein-
setzen. Außerdem sollen die Hürden der Wirtschafts-
förderung für Kreative gesenkt werden. Aus unserer 
Sicht ist ein zweiter Kulturwirtschaftsbericht überfällig. 
Bildungsort Bibliotheken
Öffentliche Bibliotheken sind eine wichtige Säule des 
Bildungssystems, insbesondere für die Lese- und Medi-
enkompetenzförderung. Dessen ungeachtet stehen sie 
in Sachsen auf wackligen Füßen. Mit einem Bibliotheks-
gesetz möchte die GRÜNE-Landtagsfraktion Bibliothe-
ken als außerschulische Lernorte sichern, die modernen 
Qualitätsstandards genügen. Der Freistaat ist verpflich-
tet, sich an der Finanzierung der Personalkosten, dem 
Medienerwerb und an Modellprojekten zu beteiligen. 
Auf diese Weise motiviert und unterstützt das Land, ent-
lässt aber die Kommunen nicht aus ihrer Verantwortung.
Gedenkstättenarbeit
Nach zahlreichen Gesprächen mit und zwischen Opfer-
gruppen sowie Aufarbeitungsinitiativen wurde im Ok-
tober 2012 die Neufassung des Gedenkstättengesetzes 
von GRÜNEN, CDU, FDP und SPD im Landtag gemeinsam 
verabschiedet. Die GRÜNE-Fraktion verzichtete dafür auf 
ihren eigenen Gesetzentwurf, mit dem sie die öffentliche 
Diskussion und die Gesetzgebung angestoßen hatte. 
Die wichtigsten Forderungen der GRÜNEN-Fraktion, wie 
die Benennung der kategorialen Unterschiede zwischen 
Nationalsozialismus und Verbrechen in der Sowjetischen 
Besatzungszone und der DDR sowie die Aufnahme wei-
terer zu fördernder Einrichtungen, sind umgesetzt. Im 
Unterschied zur CDU/FDP-Koalition wollen wir jedoch 
dauerhaft eine bessere finanzielle Ausstattung durch-
setzen. Die Stiftung benötigt mindestens 300.000 Euro 
jährlich mehr, damit die neuen und alten Gedenkstätten 
angemessen gefördert werden können.
Freie Software in der Staatsverwaltung
Die GRÜNE-Landtagsfraktion will den stärkeren Ein-
satz von freier Software sowie offener Standards und 
damit die Abkehr vom Microsoft-Monopol in der Lan-
desverwaltung durchsetzen. Die Unabhängigkeit von 
Lizenzpreisen, mehr Datensicherheit und die Förderung 
sächsischer IT-Unternehmen sind nur einige Vorteile im 
Vergleich zur heute gängigen Praxis. Der Freistaat soll 
seine IT-Strategie auf freie Software ausrichten und Um-
stellungsszenarien prüfen. Er wäre damit ein posititves 
Beispiel für Kommunen und Bevölkerung.
Freie Entfaltung von Kunst und Kultur sowie mediale Vielfalt sind Voraussetzungen für 
eine offene und demokratische Gesellschaft. Kulturelles Schaffen fördert Kreativität, 
Toleranz und Identität. Ebenso wie die Pflege des herausragenden kulturellen Erbes 
wollen wir neue künstlerische Formen und innovative Kulturschaffende unterstützen.
PARLAMENTARISCHE  
INITIATIVEN
•	 Gesetz zur Förderung der 
Bibliotheken als Bildungs-  
und Kultureinrichtungen ...“ 
(Drs. 5/6104)
•	 Gesetz zur Änderung des 
Sächs. Gedenkstättenstif-
tungsgesetzes“ (Drs. 5/8625)
•	 Große Anfrage „Freie Software ...“ 
(Drs. 5/372)
•	 Große Anfrage „Breitbandaus- 
bau ...“ (Drs. 5/5778)
•	 Antrag „Freie Radios in Sach-
sen erhalten“ (Drs. 5/997)
•	 Antrag „Der Kultur- und 
Kreativwirtschaft ... bessere 
Entwicklungschancen eröffnen“ 
(Drs. 5/5923)
•	 Antrag „Medienabhängigkeit 
– Präventions- und Beratungs-
angebote ausbauen“ 
(Drs. 5/9029)
Dr. Karl-Heinz Gerstenberg
Kulturpolitischer Sprecher
Medienpolitischer Sprecher
KULTUR UND MEDIEN
20 SOZIALES UND GESUNDHEIT BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Kinder- und Jugendarbeit –  
der Kahlschlag geht weiter! 
Sachsen ist mit einer Kinderarmutsquote von 24 Pro-
zent nach Sachsen-Anhalt (30 Prozent) und Mecklen-
burg-Vorpommern (28 Prozent) trauriger Spitzenreiter 
in Deutschland. Der letzte Kinder- und Jugendbericht 
der Staatsregierung von 2009 stellte fest, dass sich in 
Sachsen eine gravierende soziale Spaltung andeutet, 
die gerade, weil sie vor allem Kinder betrifft, „drin-
gend einer angemessenen gesellschaftlichen und 
politischen Bearbeitung bedarf“. Was folgte daraus? 
Für den Haushalt 2011/12 wurde die Jugendhilfe bei 
einem Einsparvolumen im Gesamthaushalt von etwa 
7,5 Prozent mit etwa 30 Prozent überproportional ge-
kürzt. Für 2013 und 2014 gab es mehr Geld zu vertei-
len, doch die Jugendhilfe wurde weiter beschnitten. 
Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter an Schulen 
stellen ihre Arbeit ein und teilen dieses Schicksal mit 
manch einem Jugendclub. Dabei lassen sich gerade 
hier Kinder und Jugendliche niederschwellig errei-
chen, begleiten und fördern. Grüne Änderungsvor-
schläge, die eine Erhöhung der Jugendpauschale von 
10,40 Euro auf 14,30 Euro pro Jugendlichen und ein 
flexibles Jugendmanagement im ländlichen Raum 
vorsahen, wurden von CDU und FDP abgelehnt.
Kinder und Jugendliche haben Rechte!
Seit Jahren fordert die GRÜNE-Landtagsfraktion, dass 
die 1989 von der UN ratifizierte Kinderrechtskonven-
tion in Sachsen in vollem Umfang umgesetzt wird. 
Im Freistaat stehen die Schutzrechte und die Fürsor-
ge bislang im Vordergrund. Doch Beteiligungs- und 
Entwicklungsrechte, die es Kindern und Jugendlichen 
ermöglichen würden, an Entscheidungen mitzu-
wirken, die ihr Leben unmittelbar berühren, spielen 
kaum eine Rolle. Mit einem Gesetzentwurf hat die 
GRÜNE-Fraktion gezeigt, wie diese Rechte von Kin-
dern und Jugendlichen gestärkt werden können. 
Zudem soll eine landesweite Servicestelle für Kinder- 
und Jugendbeteiligung eingerichtet werden.
Herausragende Aktionen und Projekte, die Kin-
derrechte in Sachsen fördern bzw. umsetzen, zeich-
net die GRÜNE-Landtagsfraktion seit 2010 mit dem 
Sächsischen Kinderrechtspreis GRIBS aus. GRIBS 
steht für Grundrechte, Interesse, Beteiligung und 
Schutz: die zentralen Themen der Kinderrechte. Das 
Preisgeld wird von den GRÜNEN-Landtagsabgeord-
neten gespendet.
www.kinderrechtspreis.de
Barrierefreie Gesellschaft – aber wie?
Für Menschen mit Behinderungen will die GRÜNE-
Landtagsfraktion Diskriminierung und Barrieren 
abbauen – in den Köpfen, an Gebäuden, bei Arbeits- 
und Bildungschancen, in der Kommunikation und 
bei der rechtlichen Handlungsfähigkeit. Denn: eine 
Gesellschaft, die vorrangig auf Aussonderung und 
Sonderbehandlung setzt, ist nicht auf der Höhe der 
Zeit. In einem Konzeptpapier hat die GRÜNE-Land-
tagsfraktion konkret zusammengefasst, was sich 
konkret ändern muss, damit Menschen mit Behin-
derungen selbstbestimmt und eigenverantwortlich 
in unserer Gesellschaft leben können. Im Jahr 2010 
schlug die GRÜNE-Landtagsfraktion der Sächsischen 
Staatsregierung ein Verfahren für die Umsetzung der 
Das Soziale hat in Sachsen an Selbstverständlichkeit verloren. Um nominelle Schulden zu 
vermeiden, werden soziale Schulden angehäuft. Für die Landtagsfraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN ist klar: Wir brauchen eine moderne Sozialpolitik, die die Grundlagen 
dafür schafft, dass alle Menschen ihre Lebensentwürfe gemeinsam in einer Gesellschaft 
verwirklichen können. Allen muss Teilhabe ermöglicht werden.
Annekathrin Giegengack
Gesundheitspolitische 
Sprecherin
Elke Herrmann
Sozialpolitische  
Sprecherin
Sprecherin für  
Jugendpolitik
FÜR EINE MODERNE SOZIAL- 
UND GESUNDHEITSPOLITIK
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UN-Behindertenrechtskonvention vor. Es sollte ein 
Landesaktionsplan erarbeitet werden, in dem Ver-
antwortliche benannt, zeitliche Vorgaben zur Zieler-
reichung gemacht und die finanziellen Ressourcen 
berücksichtigt werden. Doch die Staatsregierung 
„handelt“ lieber ohne Plan.
Da die Teilhabe am Arbeitsleben ein wichtiger Faktor 
für die eigene wirtschaftliche Versorgung und auch 
für das Selbstwertgefühl ist, schlägt die GRÜNE- 
Landtagsfraktion ein Budget für Arbeit (persönliches 
Budget) vor, mit dessen Hilfe sich Menschen, die 
in einer Werkstatt für Menschen mit Behinderung 
(WfbM) arbeiten, eine Stelle auf dem ersten Arbeits-
markt suchen können. Sind sie fündig geworden, 
erhalten sie neben einem Lohn eine Unterstützung, 
um ihren Arbeitsplatz entsprechend ihrer Bedürfnis-
se zu gestalten. Wenn gewünscht, können sie jeder-
zeit in die WfbM zurückkehren.
Mit einem Programm in Höhe von sieben Millionen 
Euro pro Jahr will die GRÜNE-Fraktion Schritt für 
Schritt Sozialräume barrierefrei sowie Kommunikation 
und Informationen für alle zugänglich zu gestalten.
www.gruene-fraktion-sachsen.de/838c2e3b.l
Ältere Menschen
Immer mehr Menschen erreichen in Sachsen ein ho-
hes Lebensalter. Damit steigt auch ihr Risiko der Pfle-
gebedürftigkeit und ihr tatsächlicher Pflegebedarf. 
Währenddessen sich die Mehrzahl der Menschen 
wünscht, auch bei zunehmendem Hilfe- und Pflege-
bedarf in der eigenen Wohnung zu wohnen, hält die 
Staatsregierung unbeeindruckt an ihrem Kurs stati-
onärer Angebote fest. Die GRÜNE-Landtagsfraktion 
will dagegen die Bedürfnisse der Menschen in den 
Fokus der Pflegepolitik stellen. So könnte mit nur 
50.000 Euro jährlich eine landesweite Koordinie-
rungsstelle geschaffen werden, die pflegende Per-
sonen in ihrer Arbeit unterstützt und berät. Zudem 
sollte ein Modellprojekt initiiert werden, das Wohn-
gemeinschaften für Demenzkranke ermöglicht und 
Förderungen erschließt.
Gesundheit – geht alle an!
Hospizarbeit unterstützen
Die GRÜNE-Fraktion will Fehlstellen im Gesundheits-
bereich schließen. Durch Kürzungen der CDU/FDP-
Koalition fehlen der ambulanten Hospizarbeit Mittel 
beim Ausbau ambulanter Hospizdienste. Die Arbeit 
der ehrenamtlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern muss besser von der Staatsregierung unterstützt 
werden, sowohl durch die Finanzierung von Aus- und 
Weiterbildung als auch durch Auslagenerstattung, die 
gerade im ländlichen Raum besonders wichtig ist.
Drogenprävention stärken 
Obgleich der Bedarf der ambulanten Suchtkranken-
hilfe stetig steigt, ist sie vor Kürzungen nicht gefeit. 
Dabei ist der empfohlene Fachkraftschlüssel in den 
meisten Landkreisen noch nicht einmal erreicht. Diese 
Politik führt zu Einsparungen bei der Prävention, ent-
sprechende Folgekosten sind absehbar. Neuen Her-
ausforderungen durch Designerdrogen wie Crystal 
kann so nicht begegnet werden. Deshalb fordert die 
GRÜNE-Fraktion einen Landessuchthilfeplan, durch 
den die Prävention gestärkt und die Versorgungs-
struktur Sachsens kontinuierlich geplant und gesteu-
ert werden kann.
Korruption im Gesundheitswesen bekämpfen 
Das Gesundheitswesen ist hoch komplex und un-
übersichtlich. Damit die Gelder ausschließlich in die 
Gesundheitsversorgung fließen, macht die GRÜNE-
Landtagsfraktion mobil gegen Korruption. Für eine 
effektive Kontrolle der zahlreichen Vorgaben und 
Regelungen schlägt die GRÜNE-Landtagsfraktion 
die Einrichtung einer speziellen sächsischen Ermitt-
lungsgruppe aus Staatsanwältinnen und -anwälten, 
Polizistinnen und Polizisten sowie Fachleuten für die 
Rechnungsprüfung vor.
PARLAMENTARISCHE  
INITIATIVEN
•	 Gesetzentwurf „Sächsisches Kin-
der- und Jugendrechtsgesetz“ 
(Drs. 5/7651)
•	 Große Anfrage „... Frühför-
derung ... für Kinder, die von 
einer Behinderung bedroht 
sind oder die eine Behinde-
rung haben“ (Drs. 5/6324)
•	 Antrag „Korruption im Ge-
sundheitswesen – effektive 
Strafverfolgung sichern“  
(Drs. 5/5542)
•	 Antrag „Budget für Arbeit –  
... für Menschen mit Behinde-
rung zur beruflichen Teilhabe ...“ 
(Drs. 5/8839)
•	 Antrag „UN-Behinderten-
rechtskonvention umsetzen 
– Alternativen zum Heim 
schaffen ...“ (Drs. 5/9788)
•	 Antrag „Crystal – Sofortpro-
gramm zur Stärkung der am-
bulanten Suchtberatung ...“  
(Drs. 5/10944)
Soziale Gerechtigkeit, Solidarität 
und Vielfalt als Leitbild für ein 
demokratisches Sachsen 
(Stand: Mai 2011)
22 INNENPOLITIK BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Kein weiterer Personalabbau bei der Polizei
In der sächsischen Landesverwaltung wird viel zu 
wenig auf eine ausgewogene Altersstruktur der 
Bediensteten geachtet. Jahrelang bestand ein so 
genannter Einstellungsstopp. Die Folge ist: Bis zum 
Jahr 2030 geht jeder zweite Landesbedienstete in 
Ruhestand.
Die Polizei ist von diesem Einstellungsstopp in 
besonderem Maße betroffen, denn seit 2006 werden 
dort drastisch Stellen abgebaut. Bis 2012 wurden be-
reits 1.515 Stellen von ehemals rund 13.000 gekürzt. 
Bis 2022 sollen weitere 2.015 Polizeistellen gestrichen 
werden. In den kommenden Jahren werden durch-
schnittlich etwa 450 Polizeibeamte den Dienst auf-
grund ihres Alters oder anderen Gründen verlassen. 
Da lediglich 300 Einstellungen pro Jahr vorgesehen 
sind, schreitet der Stellenabbau bereits voran.
Die GRÜNE-Fraktion fordert, die Polizeistärke 
nicht nur an den sinkenden Einwohnerzahlen aus-
zurichten, sondern die zu erledigende Aufgaben zu 
berücksichtigen sowie die Zeit, die bei Gefahr für 
Leib und Leben die Polizei zum Einsatzort braucht 
(Interventionszeit). Wir wollen, dass gesetzlich fest-
gelegt wird, wie schnell die Polizei dann vor Ort sein 
muss. Derzeit braucht die Polizei durchschnittlich 
19 Minuten vom Eingang des Notrufs bis zum Ein-
treffen am Tatort. Das ist eindeutig zu lang.
Nach Meinung der GRÜNEN-Fraktion muss dafür 
gesorgt werden, dass jährlich ausreichend junge 
Polizistinnen und Polizisten ausgebildet werden. 
Wir schlagen deshalb vor, den Einstellungskorridor 
und die Zahl der Anwärter, die eine Ausbildung bei 
der Polizei beginnen, auf 400 Stellen pro Jahr an-
zuheben. 
Namensschilder und  
unabhängige Kontrolle
Die GRÜNE-Landtagsfraktion hat vorgeschlagen, 
dass Sachsens Polizeibedienstete den Bürgerinnen 
und Bürgern künftig sichtbar mit ihrem Namen und 
Dienstgrad am Revers gegenübertreten. Denn wir 
wollen eine bürgernahe Polizei. Nur bei gefährlichen 
Einsätzen soll davon – etwa durch Identifikations-
nummern – abgewichen werden können. Gerade bei 
Großeinsätzen ist eine Identifizierung der handeln-
den Polizeibediensteten derzeit oft unmöglich. Denn 
in Uniform, mit Helm und Schild sehen alle gleich aus. 
So kann rechtswidriges polizeiliches Handeln nicht 
geahndet werden.
Wir GRÜNEN wollen das Vertrauen in die Polizei 
und in die Demokratie stärken. In Berlin und Bran-
denburg tragen Polizeibedienstete bereits Namens-
schilder oder Identifikationsnummern. In der Euro-
päischen Union sind Polizeibedienstete in 15 von 27 
Ländern verpflichtet, eine Kennzeichnung zu tragen.
Die GRÜNE-Landtagsfraktion schlägt in einem Ge-
setzentwurf vor, dass eine unabhängige Kommission 
die Polizei kontrolliert. Denn derzeit steht der Vorwurf 
im Raum, dass die Polizei nur ungenügend gegen sich 
selbst ermittelt. 92 Prozent der Anzeigen gegen Poli-
zeibedienstete werden in Sachsen eingestellt. In ledig-
lich zwei von 640 Anzeigen kam es in den letzten drei 
Jahren zu Verurteilungen von Polizeibediensteten.
Die Menschenrechtsorganisation Amnesty Inter-
national hat in ihrer Untersuchung „Täter Unbekannt“ 
aus dem Jahr 2010 Menschenrechtsverletzungen 
durch Polizeibeamte in Deutschland dokumentiert. 
Im Ergebnis fordert sie die Einrichtung unabhängi-
ger Untersuchungseinrichtungen.
Die sächsische Polizei ist zum Sparobjekt der Staatsregierung verkommen. Mit Organisa-
tionskonzepten soll den Bürgerinnen und Bürgern Glauben gemacht werden, dass sich 
Personaleinsparungen allein auf die Struktur auswirken würden. Doch die Stellenstrei-
chungen führen zu einem Rückgang der Polizeipräsenz vor Ort. Die Landtagsfraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN dringt darauf, diesen gefährlichen Stellenabbau zu stoppen.
Eva Jähnigen
Innenpolitische  
Sprecherin
Elke Herrmann
Migrationspolitische 
Sprecherin
FÜR EINE büRGERNAHE POLIZEI 
MIT AUSREICHENDEM PERSONAL
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An die von der GRÜNEN-Fraktion geforderte Kommis-
sion sollen sich sowohl Bürgerinnen und Bürger wen-
den können als auch Polizeibedienstete.
Streichung des Weihnachtsgeldes  
rückgängig machen
Die GRÜNE-Fraktion hatte schon bei der Streichung 
des Weihnachtsgeldes für die Beamten 2011/2012 da-
für plädiert, den mittleren und gehobenen Dienst (Po-
lizeiwachtmeister bis Polizeioberkommissar) davon 
auszunehmen. Dennoch mussten diese Gehaltsgrup-
pen über vier Prozent Einkommensverlust hinneh-
men. Wir werden bei der nach langen Vertröstungen 
vorgelegten Dienstrechtsreform die Anhebung der 
Grundgehaltssätze fordern.
Landesamt für Verfassungsschutz  
Sachsen abschaffen
Das Landesamt für Verfassungsschutz ist in Sachsen 
im Vergleich zu den Behörden anderer Bundesländer 
überdimensioniert. Das Verhältnis Verfassungsschutz-
mitarbeiter zu Einwohner liegt etwa im vergleichba-
ren Flächenstaat Rheinland-Pfalz bei 1 zu 24.713; in 
Sachsen bei 1 zu 21.488. Gerade vor dem Hintergrund 
des völligen Versagens des Landesamtes bei der Auf-
klärung der Verbrechen der rechten Terrorgruppe 
Nationalsozialistischer Untergrund fordern wir die Ab-
schaffung des Dienstes. Wir wollen stattdessen eine 
neue Behörde, deren Aufgabenstellung eng auf die 
Abwehr konkreter Gefährdungen durch terroristische 
Bestrebungen und Spionage begrenzt ist. Der Landtag 
braucht mehr Rechte um den Dienst besser kontrollie-
ren zu können als bisher. Daneben schlagen wir vor, 
eine Forschungsstelle für Demokratie einzurichten, 
die sich wissenschaftlich und fundiert mit demokra-
tiefeindlichen, antidemokratischen und menschen-
feindlichen Tendenzen in Sachsen auseinandersetzt. 
Das Sächsische Landesamt für Verfassungsschutz ist 
dafür nach den Erfahrungen der vergangenen Jahre 
völlig ungeeignet.
Menschenwürdige Aufnahme und  
Unterbringung von Flüchtlingen
Die GRÜNE-Landtagsfraktion setzt sich für eine de-
zentrale Unterbringung von Flüchtlingen ein. Dies ist 
kostengünstiger und verbessert eine frühzeitige Inte-
gration von Flüchtlingen.
Seit 2001 erstattet der Freistaat Sachsen den Land-
kreisen und kreisfreien Städten einen Pauschalbetrag 
für die Aufnahme und Unterbringung von Flüchtlin-
gen. Die Höhe der Pauschale ist seit 2003 unverändert. 
Die Lebenshaltungskosten sind in den vergangenen 
zehn Jahren aber stark gestiegen. Die Aufnahme und 
Unterbringung der Flüchtlinge kann daher nicht mehr 
kostendeckend umgesetzt werden. Darunter leidet die 
Qualität der Gemeinschaftsunterkünfte. Die GRÜNE-
Fraktion fordert deshalb eine Aufstockung der Mittel.
* „kw“ = „künftig wegfallend“.  
Mit kw-Vermerken werden Stellenab-
bauziele im Haushaltsplan abgebildet.
** Stellenabbaubericht 2011/2012  
(Drs. 5/6485) und Vorbemerkung zu 
Haushaltsplan 2013/2014, EP 03 12
*** Stellenentwicklungsbericht der Säch-
sischen Staatregierung zum Haushalts-
plan 2013/2014 (Regierungsentwurf 
Drs. 5/10347), S. 28
**** Kleine Anfrage Eva Jähnigen zu 
Altersabgängen bei den Landesbe-
diensteten, Drs. 5/9781, abzüglich der 
Altersabgänge in Abt. 3 des SMI  
(Mitteilung des SMI vom 27.11.2012)
bis 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 ab 2022
1. Kw-Vermerke* aus den Vor-
jahren (seit 2006 vollzogener 
Stellenabbau)**
1.515
2. Kw-Vermerke im HH 
2013/2014***
94 91 122 148 139 128 222 217 181 673
Altersabgänge**** 334 331 362 388 379 368 462 457 421 Ø 422 
pro Jahr
sonstige Abgänge (Ausscheiden 
aus anderen Gründen)
60 60 60 60 60 60 60 60 60 Ø 60 
pro Jahr
verbleibender Einstellungskorridor 300 300 300 300 300 300 300 300 300
im HH 2013/2014 vorgesehener 
Einstellungskorridor
300 300 300 300 300 300 300 300 300
GRÜNER Änderungsantrag 400 400 400 400 400 400 400 400 400
PARLAMENTARISCHE  
INITIATIVEN
•	 Gesetzentwurf „Gesetz über 
die Sächsische Härtefallkom-
mission“ (Drs. 5/308)
•	 Gesetzentwurf „Gesetz über 
die Kennzeichnungs- und Aus-
weisungspflicht der ... Polizei“  
(Drs. 5/1006)
•	 Gesetzentwurf „Gesetz über 
eine Polizeikommission zur 
Gewährleistung rechtmäßiger 
Polizeiarbeit“ (Drs. 5/9962)
•	 Antrag „Kostenübernahme für 
Aufnahme ... von Flüchtlingen 
bedarfsgerecht gestalten“  
(Drs. 5/10436)
•	 Antrag „Auswertung ... der 
Interventionszeiten bei der ... 
Polizei“ (Drs. 5/11207)
•	 Antrag „... Auswirkungen des 
Stellenabbaus bei der Landes-
polizei auf die Sicherheitslage ...“ 
(Drs. 5/12175)
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NSU – CDU und FDP verweigern  
Aufarbeitung in Sachsen
Währenddessen sich Thüringen und der Bund um 
Aufklärung bemühen, mauert die Sächsische Staats-
regierung bis zum heutigen Tag. Der sächsische 
NSU-Untersuchungsausschuss konnte im März 2012 
nur auf Drängen u. a. der GRÜNEN-Landtagsfraktion 
seine Arbeit aufnehmen. Anders als im Bund, in Thü-
ringen oder Bayern gab es in Sachsen dazu keinen 
parteiübergreifenden Konsens der Demokraten. 
Dementsprechend verläuft die Ausschussarbeit 
deutlich langsamer als in den anderen NSU-Untersu-
chungsausschüssen.
Zivilgesellschaftliches Engagement – 
wenig Anerkennung und noch  
weniger Geld
Zivilgesellschaftliches Engagement für Demokratie 
und gegen Neonazismus braucht Anerkennung und 
Verlässlichkeit. Seit Bildung der CDU/FDP-Regie-
rungskoalition im Jahr 2009 wurde in Sachsen alles 
getan, um hier engagierten Vereinen und Initiativen 
das Leben schwer zu machen.
Ein als „Demokratie-Erklärung“ verklärter Gesin-
nungs-TÜV dokumentiert das Misstrauen gegenüber 
zivilgesellschaftlichem Engagement. Angeblich um 
die Demokratie zu schützen, sind seit 2010 Mittel 
der Demokratieförderung an das Bekenntnis zur frei-
heitlich demokratischen Grundordnung gekoppelt. 
Die Vereine und Verbände müssen auch für ihre Pro-
jektpartner, Referenten etc. die Grundgesetztreue 
garantieren, wenn sie Fördermittel erhalten wollen.
Im Doppelhaushalt für die Jahre 2013 und 2014 wurde 
der ohnehin schon eingeschränkte finanzielle Spiel-
raum für die Vereine weiter beschnitten. Künftig soll 
eine Million Euro im Rahmen des Landesprogramms 
„Weltoffenes Sachsen“ zweckgebunden für Projekte 
der Jugendarbeit in den Bereichen Katastrophen-
schutz, Wasserrettung, Kinderschutzorganisationen, 
im Sportbereich und bei Jugendfeuerwehren aus-
gegeben werden. Diese Mittel fehlen künftig bei der 
wichtigen zivilgesellschaftlichen Arbeit vor Ort, der 
landesweit erfolgenden Fachberatung der Mobilen 
Beratungsteams gegen Rechtsextremismus und den 
Beratungsstellen für Opfer rechter Gewalt. Die an-
gekündigte Schließung des NDC-Büros in Leipzig ist 
wohl nur der Anfang des Rückzugs von Verbänden 
und Vereinen.
Programm „Weltoffenes Sachsen“ auf  
fünf Millionen Euro pro Jahr aufstocken
Die GRÜNE-Landtagsfraktion setzt sich dafür ein, 
dass keine künstliche Konkurrenz zwischen den be-
stehenden Projekten zur Bekämpfung des Rechtsex-
tremismus und dem Wunsch, weitere Akteure in die 
gesellschaftliche Auseinandersetzung mit Rechts-
extremismus einzubeziehen, aufgebaut wird. Wir 
fordern eine Aufstockung der Mittel des Landespro-
gramms „Weltoffenes Sachsen“ auf fünf Millionen Euro 
jährlich. Wir wollen beim Verfassungsschutz sparen, 
um das Landesprogramm „Weltoffenes Sachsen“ auf-
zustocken. Denn die gelebte Demokratie der vielen 
Engagierten vor Ort ist der beste Verfassungsschutz!
Mit dem Auffliegen des als „Nationalsozialistischer Untergrund“ (NSU) bezeichneten 
Terrornetzwerks im November 2011 beherrschte das Thema Rechtsextremismus die 
Medien. Es wurde zurecht gefragt, wie eine Mordserie quer durch Deutschland und 
zahlreiche Überfälle verübt werden konnten, ohne von Kriminalämtern oder Verfas-
sungsschutz gestoppt werden zu können. 
PARLAMENTARISCHE  
INITIATIVEN
•	 Große Anfrage „Beobachtung 
rechtsextremistischer Bestre-
bungen und Organisationen ...“  
(Drs. 5/9712)
•	 Antrag „Sogenannte Demo-
kratieerklärung unverzüglich 
abschaffen – ...“ (Drs. 5/7382)
•	 Antrag „Erkenntnisse und Ver- 
säumnisse ... bezüglich der „Zwi-
ckauer Terrorzelle“ aufklären – ...“ 
(Drs. 5/7489)
•	 Antrag „Zivilgesellschaftlichen 
Protest gegen Naziaufmärsche 
in Dresden ... unterstützen“  
(Drs. 5/7946)
•	 Antrag „Proteste gegen Nazi- 
Aufmärsche ... in Chemnitz: 
Versammlungsfreundliche 
Einsatzstrategien der Polizei ... 
entwickeln“ (Drs. 5/8525)
•	 Antrag „Erstattung eines Be-
richts des ... Datenschutzbeauf-
tragten zur ... Vernichtung von 
Aktenteilen im ... Verfassungs-
schutz ...“ (Drs. 5/9798)
Miro Jennerjahn
Demokratiepolitischer 
Sprecher
RECHTSExTREMISMUS
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Leistungsfähige Justiz gewährleisten – 
FDP-Minister fährt Justiz auf Verschleiß
Die Landtagsfraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN legt 
einen Schwerpunkt auf den Erhalt einer arbeitsfähi-
gen Justiz. Das setzt eine angemessene Ausstattung 
mit Personal voraus. Wir sprechen uns zudem ge-
gen die von CDU und FDP vereinbarte Abschaffung 
des Widerspruchsverfahrens als außergerichtlichem 
Rechtsschutz aus, da es Bürgerinnen und Bürgern eine 
kostengünstige, unbürokratische und zeitnahe Über-
prüfung einer behördlichen Entscheidung ermöglicht.
Die CDU/FDP-Koalition plant, dass bis zum Jahr 2025 
in der Justiz von bisher 8.573 Stellen 1.125 wegfallen. 
61,5 Prozent der momentan tätigen Richterinnen und 
Richter sowie Staatsanwälte werden bis 2030 in den 
Ruhestand gehen. Probleme mit dem Anspruch auf ein 
zügiges und öffentliches Verfahren sind so absehbar. In 
Sachsen wartet man im Durchschnitt knapp zwei Jahre 
(20,6 Monate, Stand: Januar 2013) auf ein Urteil der Ver-
waltungsgerichte – ein im Vergleich der Bundesländer 
hinterer Rang. Seit Jahren fordert die GRÜNE-Fraktion 
von der Staatsregierung, die Überlastung der Gerichte 
zu verringern und die Alterstruktur zu verbessern. Der 
Justizminister weigert sich jedoch, Personalentwick-
lungskonzepte und Einstellungskorridore aufzustellen. 
Mehr ambulante Maßnahmen für  
junge Straftäter 
Damit Kriminalität bei straffällig gewordenen Jugend-
lichen nur eine einmalige Episode ihres Lebens bleibt, 
müssen ambulante Maßnahmen wie soziale Trainings-
kurse angeboten werden. Sonst landen diese Jugend-
lichen häufig in einer Jugendstrafanstalt. Das ist teuer 
und die Chance auf Resozialisierung nimmt deutlich ab. 
Die GRÜNE-Fraktion beantragte daher, 300.000 Euro 
jährlich bereitzustellen, damit in ganz Sachsen ambu-
lante Maßnahmen angeboten werden können. Doch die 
CDU/FDP-Koalition blockiert diesen sinnvollen Schritt. 
Datenschutz bleibt Stiefkind der  
schwarz-gelben Koalition
Zwischen 2009 und 2011 haben die Beschwerden 
beim sächsischen Datenschutzbeauftragten um 60 
Prozent zugenommen, die Beratungsanliegen sogar 
um 160 Prozent. Damit der Datenschutzbeauftragte 
daneben auch weiterhin anlassfreie Datenschutz-
kontrollen u. a. in Privatunternehmen (Arztpraxen, 
Gaststätten, Firmen) durchführen kann, setzte sich 
die GRÜNE-Fraktion für eine Aufstockung des Daten-
schutzbereichs um vier auf 25 Stellen ein. Diese Erhö-
hung lehnte die CDU/FDP-Koalition ab.
Der Schutz der Privatsphäre ist ein Schwerpunkt 
unserer politischen Arbeit. Bei der Novellierung des 
Polizei- und Versammlungsgesetzes forderte die 
GRÜNE-Fraktion eine Beschränkung der staatlichen 
Überwachungsbefugnisse und eine Benachrich-
tigungspflicht für Betroffene von Überwachungs-
maßnahmen. Wie notwendig dies wäre, zeigte die 
als „Handygate“ bekannt gewordene, massenhafte 
Erhebung von Telefonverbindungsdaten anlässlich 
der Anti-Nazidemonstrationen am 19. Februar 2011. 
Damals waren sämtliche Mobilfunkaktiviäten von 
Demonstranten und Anwohnerschaft in der Dresdner 
Südvorstadt erfasst worden – insgesamt eine Million 
Datensätze. Tatverdächtige wurden so nicht ermittelt. 
Verhältnismäßig war dieses Vorgehen nicht. Wir for-
dern die Löschung der erhobenen Daten, die Benach-
richtigung der Betroffenen und eine Beschränkung 
der nicht-individualisierten Funkzellenabfragen.
Stellenabbau und Standortschließungen machen vor Sachsens Gerichten, Staatsan-
waltschaften und Justizvollzugsanstalten nicht Halt. So ist die Zahl der Amtsgerichte 
von 40 (1992) auf 25 (2013) gesunken. Doch die Ausstattung mit Gerichten und Staats-
anwaltschaften muss sich an verfassungsrechtlichen Vorgaben orientieren. Jeder hat 
Anspruch auf ein gerechtes, zügiges und öffentliches Verfahren. 
PARLAMENTARISCHE  
INITIATIVEN
•	 Antrag „Keine Abschaffung 
von Widerspruchsverfahren – 
Außergerichtlichen Rechts-
schutz ... erhalten“  
(Drs. 5/5052)
•	 Antrag „Zukunft der Gerichts-
standorte ... – Leistungsfähige 
und bürgerfreundliche Justiz 
sicherstellen“ (Drs. 5/6475)
•	 Antrag „... Handydatenaffären 
... zukünftig verhindern“  
(Drs. 5/9741)
•	 Antrag „Entschließungsantrag 
zum Tätigkeitsbericht des 
Sächs. Datenschutzbeauftrag-
ten ...“ (Drs. 5/10259)
•	 Antrag „19. Februar 2011: Er-
gebnisse der Strafverfolgung 
offenlegen“ (Drs. 5/10922)
Johannes Lichdi
Rechtspolitischer 
Sprecher
VERFASSUNG UND RECHT
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Frauen und Männer längst gleichgestellt?
In Sachsen hat Geschlechterpolitik keine Lobby. CDU- 
und FDP-Fraktion halten Maßnahmen zur Gleich-
stellung für überflüssig. Doch Ungerechtigkeiten 
zwischen den Geschlechtern bestehen nach wie vor. 
Die GRÜNE-Landtagsfraktion setzt sich daher für den 
Erhalt von wichtigen Strukturen, wie z. B. dem Landes-
frauenrat, ein. Mehr Geschlechtergerechtigkeit kann 
über eine gerechtere Geldverteilung erreicht werden. 
Mit dem Antrag für eine „Geschlechtergerechte Ver-
wendung von Haushaltsmitteln“ wollen wir eine Basis 
dafür schaffen.
Die Hilfe in Notsituationen bleibt ein wichtiges 
Thema: Mit dem neuen bundesweiten Notfalltelefon 
wird der steigende Bedarf an Plätzen in Frauenschutz-
häusern und Beratung in Interventionsstellen gegen 
häusliche Gewalt weiter wachsen. Daher forderte die 
GRÜNE-Fraktion während der Haushaltsverhandlun-
gen zusätzliches Mittel für die Unterstützungsstellen 
und ihr Personal. Mit einem Antrag gegen die dort ge-
plante Fördermittelkürzung konnten wir zum Erhalt 
der Beratungsstelle für Betroffene von Menschenhan-
del beitragen. Über Umwege wird die Beratungsstelle 
vorerst weiter finanziert.
Lesben, Schwule, Transgender und inter-
sexuelle Menschen – gleiche Pflichten, 
gleiche Rechte!
Die GRÜNE-Fraktion setzt sich für die Schaffung 
gleicher Rechte und gesellschaftliche Akzeptanz 
für Lesben, Schwule und Transgender ein. Wichtige 
Schritte sind dabei die überfällige Anpassung des 
Landesrechts an die Vorschriften des Lebenspart-
nerschaftsgesetzes des Bundes, also die rechtliche 
Gleichstellung von Lebenspartnern und Ehepartnern. 
Kinder und Jugendliche sollen einen akzeptierenden 
Umgang mit sexueller und geschlechtlicher Vielfalt 
lernen, um Gewalt und Diskriminierungen zurück-
zudrängen. Vereine und Initiativen, die Aufklärungs- 
und Sensibilisierungsarbeit leisten, müssen besser 
ausgestattet werden, um ihren Wirkungskreis außer-
halb der Großstädte auszubauen.
Migranten und Flüchtlinge  
in Sachsen zu Hause?
Die GRÜNEN-Fraktion will ein weltoffenes Sachsen. 
Migranten und Flüchtlinge sollen sich willkommen 
fühlen und Rahmenbedingungen für Teilhabe an der 
Gesellschaft vorfinden. Eine berufliche Perspektive 
trägt wesentlich dazu bei. Wir haben uns daher für ein 
verbessertes Verfahren zur Anerkennung im Ausland 
erworbener Berufsabschlüsse und Qualifikationen 
eingesetzt. Ein transparenteres Einbürgerungsverfah-
ren wäre ebenso ein Zeichen von gelebter Willkom-
menskultur. Auch in den hiesigen Behörden muss 
ein Umdenken in Gang kommen. Zur interkulturellen 
Öffnung und Sensibilisierung der Verwaltung muss 
ein verbindliches Konzept erarbeitet werden. Zudem 
setzten wir uns für echte Teilhabe von Migrantinnen 
und Migranten bei der Erarbeitung des Sächsischen 
Zuwanderungs- und Integrationskonzepts ein.
Unter Gleichstellung verstehen wir Chancengleichheit, Selbstbestimmung und soziale 
Gerechtigkeit. Gleichstellungspolitik heißt für die Landtagsfraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN, Rahmenbedingungen zu schaffen, die jeder und jedem selbstbestimmte Teil-
habe in allen Lebensbereichen ermöglicht, also eine klassische Querschnittsaufgabe.  
Es geht im Kern darum, mehr Akzeptanz und Wertschätzung von Vielfalt zu verankern.
PARLAMENTARISCHE  
INITIATIVEN
•	 Große Anfrage „Situation der 
Nichtheterosexuellen ...“  
(Drs. 5/5009)
•	 Antrag „Runder Tisch Anerken-
nung (von Berufsabschlüssen) 
(Drs. 5/4996)
•	 Antrag „Einbürgerung in  
Sachsen ...“ (Drs. 5/5693)
•	 Antrag „Mitarbeit der Migrantin-
nen und Migranten am Integra-
tionskonzept ermöglichen – ...“ 
(Drs. 5/6061)
•	 Antrag „Geschlechtergerechte 
Verwendung von Haushaltsmit-
teln...“ (Drs. 5/8380)
•	 Antrag „Akzeptanz sexueller 
Vielfalt verbessern – ...“  
(Drs. 5/10364)
Elke Herrmann
Sprecherin für Gleich- 
stellungsfragen
GLEICHSTELLUNG HERSTELLEN 
– VIELFALT SCHÄTZEN
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Für die Förderperiode 2014 – 2020 werden bis Ende 
2013 alle wichtigen Weichen gestellt. Sachsens Staats-
regierung plant Einnahmen aus Brüssel in Höhe von 
rund 2,4 Milliarden Euro für diese sieben Jahre.
Noch weiß niemand, wohin die Mittel fließen wer-
den, denn die Planungen finden im Wesentlichen 
hinter verschlossenen Türen statt. Die GRÜNE-Land-
tagsfraktion drängt auf mehr Transparenz und Mit-
sprache. Denn, so unspektakulär dieser Politikbereich 
auch sein mag, mit EU-Geldern werden millionen-
schwere Programme aufgelegt. Budgets, mit denen 
man ebenso gut Bildung und Klimaschutz fördern 
kann wie gigantische und unsinnige Straßenbau- 
Projekte. Der Einsatz der Fördermittel ist eine Frage 
des politischen Willens der Region, Brüssel setzt mit 
den Verordnungen lediglich den Rahmen.
Beteiligung an Operationellen  
Programmen
Von 2009 bis 2013 hat die Landtagsfraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN allein sieben Anträge eingebracht, um 
die CDU-geführte Regierung dazu zu bewegen, den 
Landtag bei der Erarbeitung der Operationellen Pro-
gramme nicht nur zu informieren, sondern auch zu 
beteiligen. So ist es uns besonders wichtig, den Anteil 
der Mittel für die Stadtentwicklung und die energeti-
sche Sanierung von Wohngebäuden zu erhöhen. Ver-
geblich, die CDU/FDP-Koalition lehnte ab.
Die von der EU gesetzten Anforderungen werden in 
Sachsen mit hausgemachter Bürokratie überfrachtet. 
Daher fordert die GRÜNE-Landtagsfraktion seit Langem 
die Vereinfachung der Fördermittelverwaltung, um 
Projektträgern die Arbeit zu erleichtern. Wir wollen die 
Förderrichtlinien entschlacken, die Antragsformulare 
„entrümpeln“, Projektträgern Verwaltungspauschalen 
einräumen, bewilligte Mittel schneller auszahlen und 
Vorschüsse ausreichen. Grenzüberschreitende Zu-
sammenarbeit mit Tschechien und Polen – wie in den 
letzten Jahren im Sozial- und Umweltbereich – soll 
dadurch vereinfacht und mit neuem Leben gefüllt 
werden. Denn „Dank“ der bürokratischen Verwaltung 
kam so manchem Verein die Lust abhanden, sich noch 
als Projektträger zu engagieren. So kann gute Nach-
barschaft nicht weiter wachsen.
EU-Fördermittelverwaltung ist zu teuer
Die Sächsische Aufbaubank (SAB) ist vom Freistaat 
beauftragt, einen großen Teil der EU-Fördermittel zu 
verwalten. Wie hoch allerdings die Kosten der För-
dermittelverwaltung bei der SAB sind, bleibt ebenso 
im Dunkeln wie der Aufwand der Ministerien beim 
Abwickeln derselben Förderprogramme. Den säch-
sischen Finanzminister scheint nicht zu stören, dass 
die Verwaltung der ESF-Mittel durch die SAB bei 
sinkenden Fallzahlen doppelt so teuer wurde wie 
vor deren Beauftragung. Das Einbehalten von rund 
150.000 Euro Zinsen aus den Jahren 2004 und 2005, 
die die Bank durch das „Bunkern“ von Fördermitteln 
verdient hat, scheint den Minister auch nicht zum 
Handeln zu bewegen.
Da der sächsische Rechnungshof der Staatsre-
gierung mangelnde Steuerung bei der Umsetzung 
der EU-Fördermittel bescheinigt, fordert die GRÜNE-
Landtagsfraktion deshalb einen effizienten, transpa-
renten und nutzerfreundlichen Mitteleinsatz.
Europapolitik ist ein weites Feld – aber für Sachsen vor allem mit der Förderpolitik 
verbunden. Seit 1990 sind über 15 Milliarden Euro für die Unterstützung des Struktur-
wandels aus Brüssel nach Sachsen geflossen. Ob Spaßbäder oder überdimensionierte 
Kläranlagen: Bei so manchem Projekt hat nicht nur die Umwelt Schaden genommen. 
Doch die Entscheidungen fielen in Sachsen, die viel gescholtene EU war unschuldig. 
Darum ist es unser Ehrgeiz, bei diesem Thema mitzureden und zu gestalten. 
PARLAMENTARISCHE  
INITIATIVEN
•	 Antrag „Zukunft der Europ. 
Fonds ... nach 2014“  
(Drs. 5/7509)
•	 Antrag „ Einsatz Europ.  
Fördermittel 2014 – 2020 ...“  
(Drs. 5/8979)
•	 Antrag „Grenzübergreifende 
Territoriale Zusammenarbeit“ 
(Drs. 5/9182) 
•	 Antrag „... und „Baukulturelles 
Erbe“ ... für die EU-Förderperi- 
ode 2014 – 2020 aufnehmen“ 
(Drs. 5/9267) 
•	 Antrag „Verwaltungsverein-
fachung bei der Umsetzung 
Europ. Förderprogramme“ 
(Drs. 5/9955)
•	 Antrag „Verbesserung der 
grenzüberschreitenden Zusam-
menarbeit mit Tschechien und 
Polen ...“ (Drs. 5/10216) 
•	 Antrag „Operationelle  
Programme 2014 – 2020“  
(Drs. 5/10366)
Gisela Kallenbach
Europapolitische  
Sprecherin
GUTE EUROPAPOLITIK IST 
TRANSPARENTE FÖRDERPOLITIK
Kommunale Energieautonomie
(Stand: September 2013)
www.gruene-fraktion-sachsen.de/b3f12720.l
 
Nachhaltige Entwicklung und Qualifizierung  
des touristischen Wegenetzes in Sachsen
(Studie, Stand: Mai 2012)
www.gruene-fraktion-sachsen.de/681e2d5f.l
 
Peak Oil – Herausforderung für Sachsen
(Studie, Stand: Dezember 2011)
www.gruene-fraktion-sachsen.de/8cfa21a1.l
 
Weltoffenes Sachsen? Demokratieförderung 
in Sachsen zwischen Landesprogramm und 
Gesinnungs-TÜV (Reader, Stand: Juli 2011)
www.gruene-fraktion-sachsen.de/be7f2420.l
Turn it up! Musikszene und Musikwirtschaft in 
Sachsen (Broschüre, Stand: Mai 2011)
www.gruene-fraktion-sachsen.de/b56c2190.l
Protest der Bürger unerwünscht 
(Veranstaltungsdokumentation, Stand: April 2011)
www.gruene-fraktion-sachsen.de/3cdc2a4b.l 
Für Demokratie – gegen Nazis
(Broschüre, Stand: Juli 2010)
www.gruene-fraktion-sachsen.de/924126e1.l
 
Artensterben in der Agrarlandschaft
(Reader, Stand: Februar 2010)
www.gruene-fraktion-sachsen.de/6ecf2892.l
Antje Hermenau, Fraktionsvorsitzende;  
Haushalts- und Finanzausschuss
Dr. Karl-Heinz Gerstenberg, Parlamentarischer 
Geschäftsführer, stellvertretender Fraktionsvorsit-
zender; Ausschuss für Wissenschaft und Hochschule, 
Kultur und Medien
Annekathrin Giegengack, stellvertretende Frakti-
onsvorsitzende; Ausschuss für Schule und Sport
Elke Herrmann, Ausschuss für Soziales, Gesund-
heit und Verbraucher, Petitionsausschuss
Eva Jähnigen, Innenausschuss
Miro Jennerjahn, Petitionsausschuss
Gisela Kallenbach, Ausschuss für Umwelt und 
Landwirtschaft
Johannes Lichdi, Ausschuss für Verfassung,  
Recht und Europa 
Michael J. Weichert, Ausschuss für Wirtschaft, 
Arbeit und Verkehr
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